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BV Mitte: Situation der Flüchtlinge im Bezirk 

Mitte 

12. Januar 2015 

Großes Engagement zeigten Bürgerinnen und Bürger am 19.12. für Flüchtlinge, die in der Koloniestr. 
Im Bezirk Mitte untergebracht sind. „Wir haben eine tolle Willkommenskultur", lobte Sozialdezernent 
Reinhold Spaniel die Aktion. 
„Symbolhafte Erklärungen reichen nicht aus." In einem Aufruf fordert der Flüchtlingsrat Duisburg: 

• Geeignete Räume für Sprachkurse, Kinderbetreuung, Begegnung und als Ort der Ruhe für 
alle Unterbringungseinrichtungen von Geflüchteten. 

• Verbindliche Förderung und Einbeziehung bürgerlichen Engagements durch die Stadt 
Duisburg, verbindliche Absprachen beim Runden Tisch Asyl. 

• Regelmäßigen Dialog zwischen Geflüchteten, Bürgern und Stadtverwaltung in jeder 
Einrichtung. 

• Förderung der Selbstbestimmung von Geflüchteten durch Etablierung von 
Flüchtlingssprechern in den Einrichtungen. 

Wir fragen die Verwaltung: 

1. Wie viele Flüchtlingskinder leben im Bezirk Mitte und wie ist deren derzeitige Situation? 
(Schule/Kita/Sprachförderung/etc.) 

2. Werden die genannten Forderungen des Flüchtlingsrates in einer der 
Flüchtlingsunterbringungen erfüllt bzw. sind Änderungen der derzeitigen Situation geplant? 

3. Werden Kontrollen des Gesundheitsamtes (hygienische Bedingungen, 
Feuchtigkeitsschäden) durchgeführt? Sind Maßnahmen gegen den Schimmelbefall in 
Unterkünften geplant? 

4. Wie kann Willkommenskultur im Bezirk gelebt werden, wenn der Zugang durch 
Sicherheitskräfte in den Flüchtlingsunterkünften verwehrt wird? Welche Maßnahmen werden 
seitens der Verwaltung ergriffen, um Kontakte und andere Unterstützungsleistungen zu 
ermöglichen? 
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BV Mitte: Lehmbruck-Plastik „Sitzender 

Jüngling“ 

12. Januar 2015 

Seit den frühen 1980er Jahren findet in Duisburg immer wieder eine Debatte statt, den 
"Ehrenfriedhof" auf dem Kaiserberg umzugestalten. So forderte u.a. die SPD 1984 nicht nur die 
Entfernung des Denkmals für ein Infanterieregiment 193, sondern vor allem die Wiederaufstellung 
der Plastik “Sitzender Jüngling” von Wilhelm Lehmbruck, die dort als pazifistischer Kontrapunkt zu 
der heute noch dort stehenden “Siegfried-Statue” seit 1924 bis 1947 stand. Hintergrund der 
Forderung war, dass “immer wieder üble militaristische Demonstrationen und Gedenkfeiern 
neonazistischer Organisationen stattfanden und stattfinden” (Zitat aus der Lokalpresse 1983 zum 
Volkstrauertag). Die Wiederaufstellung scheiterte damals am breiten Widerstand der CDU und 
anderer Organisationen. 
 
Über 100 Jahre nach Beginn des 1. Weltkrieges, wo allein bei Verdun 800.000 Menschen 
umgebracht wurden (die deutsche Heeresleitung nannte es Abnutzungsschlacht) und davon 801 tote 
Soldaten auf dem “Ehrenfriedhof” Kaiserberg beerdigt worden sind, ist es an der Zeit, an dieser Stelle 
endlich ein Gegendenkmal - ein Friedensdenkmal - zu errichten. 
  
Die Verwaltung wird um Beantwortung folgender Fragen gebeten:  

1. Ist es wahr, dass im Lehmbruckmuseum neben dem Original der Plastik “Sitzender Jüngling” 
zumindest ein weiterer Gipsabdruck vorhanden ist ? 

2. Diverse Veröffentlichungen behaupten, dass das viele Jahre auf dem Kaiserberg gestandene 
Exemplar durch einen Bombentreffer zerstört wurde und die Überreste sich noch auf 
Duisburger Boden befinden. Trifft dies zu? 

3. Stimmt die Behauptung, dass sich die Familie Lehmbruck gegen eine Wiederaufstellung der 
Plastik auf dem Kaiserberg ausgesprochen hat? Wenn ja, wie wurde die Ablehnung 
begründet? 

4. Besteht nach Auffassung der Verwaltung die Möglichkeit, einen Abguss der Plastik 
“Sitzender Jüngling” wieder auf dem Gelände des “Ehrenfriedhofes” aufzustellen ? 
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BV Mitte: Instandsetzung eines „Ehrenmals“ auf 

dem Duisburger Kaiserberg, welches in 

Erinnerung an ein Infanterieregiment(193) aus 

dem 1.Weltkrieg im Jahr 1933 eingeweiht wurde 

12. Januar 2015 

Die Einweihungsfeier des o.g. Ehrenmals wurde gemeinsam von kaisertreuen Kriegervereinen und 
faschistischen Organisationen vorbereitet. Die National-Zeitung, das Propaganda-Organ der NSDAP 
im Ruhrgebiet schrieb damals: „Neben den alten Kämpfern marschierten SA und SS (…) und 
zahlreiche Abordnungen von Kriegervereinen (…). Im Augenblick, da die Hülle dieses Denkmals fällt, 
gedenken wir noch der braunen Kämpfer der nationalsozialistischen Freiheitsbewegung.“ 
  
Seit Jahrzehnte suchen Neonazis diesen Teil des „Ehrenfriedhofs“ auf, um dort oftmals im November 
ein sog. „Heldengedenken“ durchzuführen. Damit steht die extreme Rechte in der direkten Tradition 
der Nationalsozialisten, die ihre „Totengedenkfeiern“ und „Heldengedenktage“ (z.B. Horst-Wessel-
Gedenktag) an gleicher Stelle abhielten. 
  
Mittlerweile haben Frostschäden das Denkmal restlos zerstört. Die Stadt Duisburg hat im Jahr 2013 
die Steinbrocken eingezäunt. Der WDR berichtete am 28.07.2014, dass die Stadt Duisburg nach 
Aussage ihrer Stadtsprecherin, die Restaurierung unabhängig vom 100. Jahrestag des Beginns des 
1. Weltkrieges 1914 vornehmen will. Es hätten bisher nur die erforderlichen Mittel in Höhe von 20.000 
Euro gefehlt. 
  
Vor diesem Hintergrund bitten wir um Beantwortung folgender Frage: 

1. Hält die Verwaltung an ihrem Vorhaben der Restaurierung fest und soll auch die Inschrift auf 
diesem Denkmal, die da lautet: 

“Reckt auf die Riesen, die ragenden Steine! 
Und finden die Zeichen die Enkel später, 
Hört, wie sie stammeln: Gott nur das eine, 
Mach uns so eisern, so deutsch wie die Väter!” 
“Den gefallenen Helden des Infanterieregiments 193. 
Die überlebenden Kameraden 
im neuen Glanz erscheinen"? 
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Verkehrssituation auf der Duisburger Straße 12. März 2015 

Die Verwaltung wird gebeten, folgende Fragen zu beantworten: 

1. Vor einiger Zeit gab es eine Fahrgastzählung auf der Linie 903. Dabei ist herausgekommen, 
dass nahezu täglich im morgendlichen Schüler- und Berufsverkehr eine große Zahl 
Fahrgäste wegen Überfüllung der Bahnen nicht mitgenommen werden konnte. 
a) Wie hatte sich diese Situation während der Bauphase auf der A 59 und bei dem 
verdichteten Takt dargestellt? 
b) Wie ist die heutige Situation nach Beendigung der Baustelle und der Aufhebung der 
Taktverdichtung entwickelt? 

2. Während der Bauphase auf der Autobahn wurde der Gleiskörper auf der Duisburger Straße 
abmarkiert und für den motorisierten Individualverkehr (MIV) gesperrt. Diese Sperrflächen 
sind nach der Beendigung der Baumaßnahme zu Vergleichszwecken einige Zeit beibehalten 
worden. 
a) Wie hat sich das auf die Pünktlichkeit der Straßenbahn ausgewirkt? 
b) Zu welchen Auswirkungen hat die Einschränkung des Fahrbahnraums für den MIV 
geführt? 

3. Ist geplant, nach den Erkenntnissen aus dieser temporären Sperrung des zweiten 
Fahrstreifens eine dauerhafte Neugestaltung des Fahrbahnbereichs vorzunehmen? 

Antwort der Verwaltung 
 

B e r a t u n g s e r g e b n i s 
(14. öffentliche Sitzung der Bezirksvertretung Hamborn am 17.03.2016) 

 
Herr Mettlen -Bürger- und Ordnungsamt- nahm Bezug auf die im letzten Herbst angebrachte 
Beschilderung eines Teilstückes der Duisburger Straße in Duisburg-Hamborn, mit der die 
Geschwindigkeitsbegrenzung auf Tempo 30 angeordnet wird. Gleichzeitig war durch das Bürger- und 
Ordnungsamt eine Rotlicht- und Geschwindigkeitsmessanlage ausgeschrieben worden, die am 
17.12.2015 für die Funktion der Geschwindigkeitsmessung installiert wurde. Hier werde seither in der 
Zeit von 22:00 Uhr bis 06:00 Uhr die Einhaltung von Tempo 30 und in der Zeit von 06:00 Uhr bis 
22:00 Uhr die Einhaltung von Tempo 50 kontrolliert. Sämtliche Messungen betreffen den Verkehr in 
südlicher Fahrtrichtung. 
 
Hier gebe es bisher folgende Messergebnisse: 
 
                         22:00 - 6:00 Uhr                        6:00 - 22:00 Uhr 
Zeitraum            gemessen      zu schnell      gemessen      zu schnell 
17.-31.12.16       3.045  Fz.        78  Fz.          15.600 Fz.        6 Fz.*) 
01.-29.02.16      10.600 Fz.       311 Fz.          71.600 Fz.      18 Fz. 
01.-16.03.16        5.400 Fz,         88 Fz.          40.100 Fz.      18 Fz. 
( *): Fz. = Fahrzeuge) 
 
Herr Mettlen -Bürger- und Ordnungsamt- konkretisierte, dass die Überschreitungsquoten zwischen 
0,04 % und 3,05 % liegen. Im Stadtgebiet liege die Überschreitungsquote bei durchschnittlich 7 %. 
 
In der Tempo 30-Phase wurde eine Höchstgeschwindigkeit von 107 km/h (680 € Geldbuße, 3 
Monate Fahrverbot, 2 Punkte im Fahrerlaubnisregister) und in der Tempo 50-Phase wurde die 
Höchstgeschwindigkeit von 104 km/h (280 € Geldbuße, 2 Monate Fahrverbot, 2 Punkte im 
Fahrerlaubnisregister) gemessen. 
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Herr Mettlen -Bürger- und Ordnungsamt- erklärte, dass Rotlichtmessungen erst seit dem 11.02.2016 
stattfinden. Hierfür sei eine vorherige Eichung der Messanlage durch das Eichamt erforderlich 
gewesen. In der Zeit vom 11.02. bis 06.03.2016 wurden 240 Rotlichtmissachtungen festgestellt. Die 
höchste Tagesfallzahl von 19 Fällen sei am Samstag, den 27.02.2016 aufgetreten. Ansonsten seien 
die Rotlichtmissachtungen auf alle Wochentage etwa gleich verteilt. Das Bußgeld bei 
Rotlichtmissachtung variiere zwischen 90 und mehreren hundert Euro. 
Neben der stationären Überwachung setze das Bürger- und Ordnungsamt dreimal in der Woche eine 
mobile Geschwindigkeitskontrolle im Umfeld der Duisburger Straße und in Nachbarstraßen, 
insbesondere auch auf der Busch-, Schillerstraße und auf dem Willy-Brandt-Ring, ein. Die 
Überschreitungsquote liege bei der mobilen Überwachung bei 1,7 %. Zusätzlich kontrolliere die 
Polizei die Einhaltung von Geschwindigkeitsbegrenzungen. Das Bürger- und Ordnungsamt ziehe das 
Fazit, dass die Maßnahmen zur Verkehrsberuhigung greifen. 
 
Am sogenannten „Carfreitag“, den 25.03.2016 werde es einen Sondereinsatz von Polizei und 
Ordnungsamt geben. 
 
Herr Thierfeld -SPD- verwies auf die Blitzanlage auf der A40, hier seien Messergebnisse aufgrund 
von Mängeln nicht verwertbar. Er fragte, ob diese Mängel auch bei der Überwachungsanlage auf der 
Duisburger Straße auftreten könnten. 
 
Herr Mettlen -Bürger- und Ordnungsamt- erklärte, dass die Systeme nicht vergleichbar seien. Mit den 
in Duisburg genutzten Systemen seien gute Erfahrungen gemacht worden. Auf der A 40 stehe die 
Blitzersäule sehr ungeschützt. Wind und Wetter können negative Einflüsse auf die Qualität des 
Ergebnisses haben. Auf der L1 stehe die Anlage mit der Kamera in Richtung Norden relativ 
geschützt, so dass bisher keine Ausfälle verzeichnet werden können. 
Herr Fürmann -Die Linke- fragte, wie sich die Rotlichtverstöße über Tag und Nacht verteilen. 
Außerdem bat er um Auskunft, ob es bei der Ahndung von Rotlichtverstößen eine Zusammenarbeit 
von Polizei und Ordnungsamt gebe, da bisher die Polizei Rotlichtverstöße kontrolliert habe. 
 
Herr Mettlen -Bürger- und Ordnungsamt- erläuterte, dass durch § 48 Ordnungsbehördengesetz 
(OBG) auch den Ordnungsbehörden die Rotlichtüberwachung ermöglicht werde. 
Auf die erste Frage des Herrn Fürmann -Die Linke- teilte das Bürger- und Ordnungsamt nach der 
Sitzung mit, dass von 240 Rotlichtverstößen in der Zeit vom 11.02. bis 06.03.2016 172 Fälle 
zwischen 6:00 Uhr und 22:00 Uhr und 68 Fälle zwischen 22:00 Uhr und 6:00 Uhr festgestellt wurden. 
 
Frau Wormuth -CDU- fragte, ob an der neuen Blitzanlage bereits Vandalismus-Schäden aufgetreten 
seien. 
 
Herr Mettlen -Bürger- und Ordnungsamt- antwortete, dass in der ersten Woche auf die Blitzanlage 
geschossen worden sei. Die Technik sei nicht getroffen worden, so dass die Anlage schnell wieder 
repariert werden konnte. 
 
Ratsherr Heidenreich -CDU- fragte nach den Erfahrungswerten mit rechtskräftigen Bußgeldverfahren 
bei den Verkehrsverstößen, die mit der Blitzeranlage festgestellt wurden, insbesondere nach der 
Beurteilung des Ahndungsmaterials vor Gericht. 
Herr Mettlen -Bürger- und Ordnungsamt- erklärte, dass sicherlich erste Bescheide inzwischen 
rechtskräftig seien. Gerichtsverfahren seien jedoch noch nicht anhängig. 
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Frau Schulz -CDU- stellte eine Frage zu einer anderen Angelegenheit: 
Man habe in Neumühl durch eine E-Mail erfahren, dass am Osterwochenende in Neumühl 
Marktschreiertage stattfinden. Sie stellte die Frage an Herrn Mettlen -Bürger- und Ordnungsamt-, wer 
die Marktschreiertage genehmigt habe und warum nicht die Neumühler Kaufmannschaft informiert 
wurde, die am Ostersonntag das große Osterfeuer veranstalte. Irgendwann sei die Vereinbarung 
getroffen worden, dass in einem Stadtteil keine Veranstaltungen parallel stattfinden sollen. 
 
Herr Mettlen -Bürger- und Ordnungsamt- wies darauf hin, dass die Sondernutzungserlaubnis nicht 
vom Bürger- und Ordnungsamt, sondern vom Amt für Baurecht und Bauberatung erteilt werde. Das 
Osterfeuer sei vier Wochen vorher anzumelden. 
 
Ratsherr Hagenbuck -SGU- kam zurück auf die Ahndung der Verkehrsverstöße auf der L1 und 
fragte, wie hoch das Ergebnis der Geldbußen bisher sei. 
 
Herr Mettlen -Bürger- und Ordnungsamt- antwortete, ein gewisser Anteil der Bußgeldeinnahmen 
gehe an die Aufstellerfirma für die Blitzeranlage. Diese Firma erhalte eine Fallpauschale pro Verstoß. 
Nach Abzug dieser Fallpauschale verbleibe für den Monat Februar ein Betrag in Höhe von 40.000 €. 
Er erklärte, dass die Einnahmen aus Bußgeldern nicht das vornehmliche Ziel von Geschwindigkeits- 
und Rotlichtkontrollen seien. Es gebe auch Anlagen, die bezuschusst werden müssen und die zur 
Verkehrssicherheit in Betrieb seien. 
 
Ratsherr Heidenreich -CDU- bezog sich wiederum auf die Genehmigung der Marktschreiertage. Es 
werde in der Bezirksvertretung auch die Festlegung von verkaufsoffenen Sonntagen und andere 
Veranstaltungen beschlossen. Er bat zukünftig um eine bessere Kommunikation mit den aktiven 
Stadtteilgruppierungen (Kaufmannschaften, Kirchen). 
 
Herr Mettlen -Bürger- und Ordnungsamt- erläuterte, dass eine Erlaubnis der Marktschreiertage auch 
eine Ausnahmegenehmigung nach dem Landesimmissionsschutzgesetz (LImschG) beinhalte. Diese 
sage aus, dass während der Hauptzeit des Gottesdienstes kein Lärm gemacht werden dürfe. Er 
sagte eine aufklärende Stellungnahme zur Genehmigung der Marktschreiertage zu. 
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Situation der Flüchtlinge im Bezirk Hamborn 12- März 2015 

Anfrage der Fraktion Die Linke / Bündnis 90-Die Grünen und der SPD-Fraktion zur 
Sitzung der Bezirksvertretung Hamborn am 12. März 2015: 

Großes Engagement zeigten Bürgerinnen und Bürger für Flüchtlinge, die in der Landeseinrichtung im 
ehemaligen St. Barbara Hospital untergebracht sind. „Wir haben eine tolle Willkommenskultur“, lobte 
Sozialdezernent Reinhold Spaniel dieses Engagement. 
Symbolhafte Erklärungen reichen nicht aus. In einem Aufruf fordert der Flüchtlingsrat Duisburg: 

• Geeignete Räume für Sprachkurse, Kinderbetreuung, Begegnung und als Ort der Ruhe für 
alle Unterbringungseinrichtungen von Geflüchteten. 

• Verbindliche Förderung und Einbeziehung bürgerlichen Engagements durch die Stadt 
Duisburg, verbindliche Absprachen beim Runden Tisch Asyl. 

• Regelmäßigen Dialog zwischen Geflüchteten, Bürgern und Stadtverwaltung in jeder 
Einrichtung. 

• Förderung der Selbstbestimmung von Geflüchteten durch Etablierung von 
Flüchtlingssprechern in den Einrichtungen. 

• Die Standards bei der künftig zu erwartenden weiter steigenden Zahl der Flüchtlinge dürfen 
auf keinen Fall weiter abgesenkt werden. 

  
Wir fragen die Verwaltung: 

1. Wie viele Flüchtlingskinder leben im Bezirk Hamborn und wie ist deren derzeitige Situation? 

2. Werden die genannten Forderungen des Flüchtlingsrates in einer der 
Flüchtlingsunterbringungen erfüllt bzw. sind Änderungen der derzeitigen Situation geplant? 

3. Werden Kontrollen des Gesundheitsamtes (hygienische Bedingungen, 
Feuchtigkeitsschäden) durchgeführt? Sind Maßnahmen gegen den Schimmelbefall in 
Unterkünften geplant? 

4. Wie kann Willkommenskultur im Bezirk gelebt werden, wenn der Zugang durch 
Sicherheitskräfte in den Flüchtlingsunterkünften verwehrt wird? Welche Maßnahmen werden 
seitens der Verwaltung ergriffen, um Kontakte und andere Unterstützungsleistungen zu 
ermöglichen? 

5. Wie ist der Stand beim Bau der Unterkunft an der Holtener Straße? Wann ist hier mit einem 
Bezug zu rechnen? 

6. Wie plant die Stadt die zu erwartende weiter steigende Zahl der Flüchtlinge im Stadtgebiet 
und insbesondere im Bezirk Hamborn künftig unterzubringen? 

Antwort der Verwaltung 
 

B e r a t u n g s e r g e b n i s 
(7. öffentliche Sitzung der Bezirksvertretung Hamborn am 07.05.2015) 

 
Das Kommunale Integrationszentrum (KI - OB-6) gibt wie folgt Auskunft: 
… 
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Teilantwort zu Frage 1: 
Über die Anzahl der im Bezirk Hamborn lebenden Flüchtlings- und Asylbewerberkinder kann durch 
das Kommunale Integrationszentrum (KI) keine Angabe gemacht werden, da das KI aus 
Datenschutzgründen nur einen eingeschränkten Zugriff auf Einwohnermeldedaten hat und die 
entsprechenden Daten nicht abrufen darf. 
 
Eine Optimierung der diesbezüglichen Prozessabläufe einschließlich des Datenaustausches 
zwischen den beteiligten Ämtern und Behörden ist in Arbeit. 
 
Das KI kann nur über die Zahlen und Daten Auskunft geben, die vom KI selbst ermittelt bzw. 
bearbeitet werden. Dies betrifft alle Flüchtlings- und Asylbewerberkinder im schulpflichtigen Alter 
(Geburtsdatum vor dem 30.09.2008), die vom KI als Seiteneinsteiger beraten und an eine geeignete 
Schule vermittelt wurden oder sich noch in Bearbeitung des KI befinden. 
 
Zum Stichtag 07.04.2015 wurden seit Schuljahresbeginn 2014/15 im Bezirk Hamborn (PLZ 47166, 
47167, 47169) insgesamt 49 Flüchtlings- und Asylbewerberkinder vom KI erfasst und bearbeitet. 

• Davon besuchten 29 Kinder eine Schule. 
• Für 2 Kinder gibt es bereits einen Schulanmeldetermin. 
• 3 Kinder werden zum kommenden Schuljahr 2015/16 eingeschult. 
• Für 7 Kinder muss noch ein passender Schulplatz ermittelt werden. 
• 5 Fälle sind noch in Bearbeitung (z.B. Einladung zur Beratung, Termin beim Gesundheitsamt 

usw.). 
• 3 Kinder sind nach Beratung und Schulbesuch bereits verzogen. 

Flüchtlingskinder, die in der Landeseinrichtung im ehemaligen St. Barbara- Hospital in Duisburg-
Neumühl untergebracht sind, werden nicht vom KI beraten und sind daher in den o.g. Daten nicht 
enthalten. 
 
Voraussichtlich weiter steigende Fallzahlen machen eine Ausweitung der schulischen Kapazitäten 
erforderlich. Daran arbeiten Schulaufsicht (Verantwortliche für alle Schulformen), das Amt für 
schulische Bildung und das KI kontinuierlich. 
 
Bei der Seiteneinsteigerberatung durch das KI werden bei Bedarf auch Informationen über 
Kindergärten (Adressen, Infos zur Anmeldung usw.) weitergegeben. Grundsätzlich liegt hier die 
Zuständigkeit jedoch beim Jugendamt. 
 
Die Beantwortung der Frage 4 wird federführend durch das Amt für Soziales und Wohnen 
übernommen. 
  
Antwort des Amtes für Soziales und Wohnen 
 
Frage 1 
Die Frage, wie viele Flüchtlingskinder im Bezirk Hamborn wohnen, kann aufgrund des hohen 
Arbeitsaufwandes nicht kurzfristig beantwortet werden. 
Das Kommunale Integrationszentrum (KIZ) ist bemüht, jedem Kind im schulpflichtigen Alter einen 
Schulplatz zur Verfügung zu stellen. Die Bemühungen werden kleinräumig durch die vor Ort 
eingesetzten Hausbetreuer und die Betreuer des DRK und des DW Duisburg unterstützt. 
Sprachförderung erfolgt durch die Schule, aber auch durch ehrenamtliches bürgerschaftliches 
Engagement. Einige Flüchtlingskinder besuchen auch Kindergärten. 
 
 … 
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Frage 2 
Durch die Anzahl der unterzubringenden Menschen (bis zu 150 und mehr im Monat) war es leider 
nicht möglich, in jedem Übergangsheim einen Raum für Sprachkurse, Kinderbetreuung usw. zur 
Verfügung zu stellen.Bei einem aktuellen Aufnahmeminus von ca. 230 Personen dürfte sich dies 
weiterhin schwierig gestalten. Die Verwaltung ist natürlich intensiv bemüht, den unbefriedigenden 
Zustand zu verbessern. Sofern in Stadtteilen Runde Tische existieren, nehmen Vertreter des Amtes 
für Soziales und Wohnen nach Möglichkeit an diesen teil; getroffene Vereinbarungen/Absprachen 
werden eingehalten. Zwischen Bürgern und den in den Unterkünften untergebrachten Menschen 
bestehen Kontakte. Es gibt sehr viel ehrenamtliches Engagement, das durch die Verwaltung 
unterstützt wird. Eine Förderung der Selbstbestimmung von Geflüchteten durch Etablierung von 
Flüchtlingssprechern in den Einrichtungen wird bei über 50 unterschiedlichen Nationalitäten und 
Kulturen sowie ständiger Fluktuation als nicht umsetzbar angesehen. Die Bewohner der 
Einrichtungen können sich direkt an ihre Hausverwalter und die Betreuer der Verbände wenden und 
ggf. auch an die Vorgesetzten im Amt für Soziales und Wohnen 
  
Frage 3 
Es werden in regelmäßigen Abständen Kontrollen durch das Gesundheitsamt der Stadt Duisburg 
betreffend der hygienischen Bedingungen (Sauberkeit, Wasserqualität) durchgeführt. 
Die Bewohner der Unterkünfte werden regelmäßig über die Notwendigkeit ausreichenden Lüftens der 
Wohn- und Gemeinschaftsräume informiert. Sollte trotzdem Schimmelbefall in z. B. Wohnräumen 
festgestellt werden, werden die Bewohner in anderen Räumlichkeiten untergebracht, und der Befall 
unter Einschaltung des IMD fachgerecht durch Fachfirmen behoben. 
Zurzeit liegen keine Kenntnisse über Schimmelbefall im Bereich Hamborn vor. 
  
Frage 4 
Eine Willkommenskultur gegenüber Flüchtlingen und Asylsuchenden wird seitens der Verwaltung in 
vielfältigster Art und Weise unterstützt und organisiert. Die Sicherheitsdienste in den Unterkünften 
dienen lediglich dem Schutz und der Unversehrtheit der Menschen. Bedauerlicherweise ist dies 
notwendig, da fremden- und menschenfeindliche Übergriffe nicht ausgeschlossen werden können. 
Der Sicherheitsaspekt steht jedoch nicht im Widerspruch zur tatsächlich praktizierten 
Willkommenskultur. Bürgerschaftliches Engagement für und ehrenamtliche Unterstützung bzw. 
Begleitung der Menschen in den Flüchtlings- und Asylbewerberunterkünften sind äußerst 
begrüßenswert. Aus organisatorischen Gründen und zur Wahrung der Privatsphäre der unterge-
brachten Menschen ist es aber notwendig, dass die Maßnahmen mit den verantwortlichen 
Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen in den Einrichtungen bzw. dem zuständigen Amt abgestimmt 
werden. Die Umsetzung von Maßnahmen zur Willkommenskultur im Rahmen des landesgeförderten 
Projektes „Flüchtlingshilfe und Ehrenamt“ belegt anschaulich, wie eng und gut die bereits 
bestehenden Netzwerke zwischen städtischen Ämtern (Amt für Soziales und Wohnen, Kommunales 
Integrationszentrum, Referat für Kommunikation und Bürgerdialog), Trägern der freien 
Wohlfahrtspflege, Kirchengemeinden, Vereinen und Initiativen funktionieren. Dank dieser bewährten 
und vertrauensvollen Zusammenarbeit kann den Flüchtlingen und Asylsuchenden ein breites 
Spektrum an Angeboten unterbreitet werden, wie z. B. Sprachkurse, Spiel- und Kinderbetreuung, 
Aktionen in den Bereichen Sport, Kultur und Freizeitgestaltung. 
 
Frage 5 
Voraussichtlich ist eine Nutzung der Unterkunft Holtener Straße ab 01.07.2015 möglich. 
  
Frage 6 
Es müssen weitere Standorte für die Errichtung von Unterkünften erschlossen werden; ggf. sind auch 
Notunterkünfte, wie Turnhallen, kurzfristig herzurichten, um die der Stadt Duisburg zugewiesenen 
Menschen unterbringen zu können. 
Darüber hinaus werden weiterhin Wohnungen im Stadtgebiet im Einvernehmen mit der Duisburger 
Wohnungswirtschaft beschlagnahmt. 
… 
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Antwort des Gesundheitsamtes auf Frage 3 der Anfrage: 
Ja, es werden Hygienebegehungen durchgeführt: 

• vor Erstbelegung, 
• anlassbezogen 
• und routinemäßig jährlich. 

Dabei werden u.a. allgemeine Hygiene, Feuchteschäden/Schimmel, Trinkwasser beurteilt. 
Mängel werden schriftlich dem entsprechend zuständigen Amt mitgeteilt mit der Aufforderung, 
Maßnahmen zu ergreifen. 
 
Im Rahmen der Hygienebegehung werden insbesondere sämtliche von den Asylbewerbern genutzte 
Räume (Bewohnerzimmer, Sanitärräume, Küchen (bei Selbstversorgern), Aufenthaltsräume, 
Waschküchen, etc.) auf Sauberkeit, hygienische Ausstattung, bauseitige Mängel wie z.B. 
Feuchtigkeit/defekte Fugen mit evtl. Schimmelbildung und Parasitenbefall begutachtet. Weiterhin 
wird die Trinkwasserqualität nach Trinkwasserverordnung überprüft, in dem die vorliegenden 
Befunde der erforderlichen Trinkwasseruntersuchungen ausgewertet und bewertet werden. Alle 
Räume müssen bei der Begehung über ausreichende Möglichkeiten zur Lüftung verfügen. Weitere 
vorbeugende Maßnahmen gegen einen möglichen Schimmelbefall können vom Gesundheitsamt 
nicht ergriffen werden. 
 

 

Nickelniederschlag 05. Mai 2015 

Zeitungsberichten zufolge hat sich der Umsatz der Haniel Tochtergesellschaft ELG in 2014 um 18 % 
gesteigert, insbesondere wegen der zunehmenden Schrottnachfrage beim Marktsegment Edelstahl 
und dem höheren Preisniveau für den Rohstoff Nickel. Die Fa. ELG ist - neben anderen - für die über 
den Grenzwerten liegende Nickeldeposition in Meiderich verantwortlich. 
Für uns ergeben sich daraus folgende Fragen: 

1. Inwieweit ist wegen des erhöhten Umsatzes auch mit einem noch höheren Nickel-
Niederschlag in Meiderich zu rechnen? 

2. Liegt die erhöhte Produktion noch im genehmigten Rahmen, und welche weitere Erhöhung 
würde die Genehmigung hergeben? 

3. Ist wegen der günstigen Marktbedingungen auch bei den anderen Edelstahl verarbeitenden 
Betrieben mit einer Produktionsausweitung zu rechnen? 

Antwort der Verwaltung 
Zu Frage 1: 
Die maximale Lagermenge, d. h. die Menge, die zeitgleich auf der Anlage lagert, hat sich bei der 
Firma Eisenlegierungen Handelsgesellschaft in Duisburg 2014 im Vergleich zu 2013 um 13 % 
verringert, die Umschlagmenge ist allerdings um 30 % gestiegen. 
Nach den vorliegenden Auswertungen des LANUV für 2014 haben im Umfeld der Anlage der Firma 
Eisenlegierungen Handelsgesellschaft die Depositionswerte für Nickel zwischen 20 und 44 % 
abgenommen im Vergleich zum Jahr 2013. 
  
Zu Frage 2: 
Sowohl die maximale Lagermenge, als auch die jährliche Umschlagmenge, nutzten sowohl 2013 als 
auch 2014 die genehmigten Kapazitätsgrenzen nicht aus. 
  
Zu Frage 3: 
Es liegen der Stadt Duisburg keine Genehmigungsanträge zu Kapazitätserhöhungen vor. 
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Verunreinigung des Kinderspielplatzes 

Fauststraße/ Wickrathstraße durch Hundekot 

07. Mai 2015 

Mit welchen Mitteln kann die Verunreinigung des Spielplatzes durch Hundekot dauerhaft verhindert 
werden? 
Wie können Ordnungsamt und die Wirtschaftsbetriebe Duisburg zur Sauberkeit des Spielplatzes 
beitragen? 
  
Begründung: 
Am 03.03.2015 wurden alle Fraktionen in der Bezirksvertretung Meiderich/Beeck und die Verwaltung 
per E-Mail von einem Bürger über die Verunreinigung des Spielplatzes durch Hunde-Kothaufen 
informiert. Daraufhin hat die Fraktion Grüne/Linke die Zustände vor Ort geprüft und mit 
Anwohnerinnen und Anwohnern gesprochen. Mehrmals haben Bürgerinnen und Bürger die 
Wirtschaftsbetriebe und das Ordnungsamt angerufen und über die Verunreinigung geklagt. WBD und 
Ordnungsamt haben aber nur die Reinigung des Spielplatzes veranlasst, wodurch keine dauerhafte 
Abhilfe geschaffen wird. Anwohnerinnen und Anwohner haben ehrenamtlich Tüten für den Hundekot 
aufgehängt, die leider immer wieder heruntergerissen wurden. 
 
Aus hygienischen und gesundheitlichen Gründen ist das Spielen von kleinen Kindern auf dem 
Spielplatz bedenklich. Deshalb muss dringend Abhilfe geschaffen werden. 
 
Antwort der Verwaltung 
 
a) Zu dem oben genannten Antrag der Fraktion Grüne/Die Linke nimmt die WBD-AöR nachstehend 
Stellung. Zur Situation des Spielplatzes lässt sich Folgendes darstellen: 

• Der Spielplatz wird einmal wöchentlich durch die Spielplatzkontrolleure der WBD-AöR 
kontrolliert. Dabei sind bislang keine außergewöhnlichen Verunreinigungen durch Hundekot 
aufgefallen. 

• Die Reinigung des Spielplatzes wird in der Regel wöchentlich durchgeführt im Bedarfsfall 
häufiger. 

• Es wurden bislang keine hygienischen oder gesundheitlichen bedenklichen 
Verunreinigungen vorgefunden. 

• An allen Eingängen sind entsprechende Beschilderungen vorhanden, die auf das generelle 
Hundeverbot hinweisen. Die vorgelagerten Rasenflächen des Spielplatzes werden mit 
zusätzlichen Hundeverbotsschildern nachgerüstet. 

• Die Haupteingänge sind im Rahmen einen Umbaus mit sogenannten „Dogstops“ 
ausgestattet worden, die den Zugang für Hunde verhindern bzw. erschweren soll. 

• Die Installation eines Hundekottütenspenders würde das generelle Hundeverbot auf dem 
Spielplatzgelände untergraben. 

• Das Ordnungsamt wurde informiert und gebeten, den Spielplatz häufiger zu kontrollieren. 

b) Nach §11 der Sicherheits- und Ordnungsverordnung der Stadt Duisburg sind Tiere von 
Kinderspielplätzen fernzuhalten. Der Außendienst des Bürger- und Ordnungsamtes wurde 
beauftragt, im Rahmen der personellen Möglichkeiten eine verstärkte Präsenz am Kinderspielplatz 
Fauststraße/Wirckrathstr. zu zeigen um evtl. Zuwiderhandlungen mit einem Verwarnungsgeld- 
Bußgeldverfahren zu ahnden. 
  
Zur Sauberkeit des Kinderspielplatzes kann das Bürger- und Ordnungsamt nicht beitragen. Für die 
Sicherheit und Sauberkeit des Spielplatzes sorgen die Wirtschaftsbetriebe Duisburg mit den 
Spielplatzkontrolleuren und Reinigungsteams. 
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Baumfällung am Tönniskamp 12. Mai 2015 

Erst über die Presse haben die Mitglieder der Bezirksvertretung Meiderich/Beeck erfahren, dass „Am 
Tönniskamp“ ca. 100 Bäume von der Deutschen Bahn ohne Rücksprache mit der Bezirksvertretung 
oder Baumkommission gefällt wurden. 
Wir bitten die Verwaltung um die Beantwortung folgender Fragen: 

• Wann wurde die Rodung vorgenommen? 
• Warum wurden Bezirksvertretung und Baumkommission über die Rodung nicht informiert? 
• War die Verwaltung über das Vorgehen der Deutschen Bahn informiert? 
• Worin bestand die „Gefahr im Verzug“? 
• Sind der Verwaltung weitere Maßnahmen an der Böschung bekannt? Um welche 

Maßnahmen handelt es sich? 
• Ist die Verwaltung der Meinung, die Maßnahme sei nach pflichtgemäßem Ermessen, 

insbesondere was die Verhältnismäßigkeit des Eingriffes betrifft, durchgeführt worden? 
• Falls dies verneint werden muss: welche Möglichkeiten der Ahndung durch welche Behörde 

wäre möglich? Inwiefern kann die Bezirksvertretung in diesem Sinne initiativ werden? 

Antwort der Verwaltung  
 
Die Deutsche Bahn Fahrwegdienste GmbH unterrichtet die Untere Landschaftsbehörde der Stadt 
Duisburg regelmäßig über Maßnahmen an den Strecken, die Belange des Natur- und 
Landschaftsschutzes berühren können. Dazu zählen z.B. Vegetationsarbeiten zur Aufrechterhaltung 
der Betriebssicherheit. Sie dienen u.a. der Widerherstellung von Signalsichten, der Einhaltung der 
erforderlichen Abstände zu den Oberleitungsanlagen und zu Herstellung von Sicherheitsräumen 
neben dem Gleis. Diese Arbeiten sind gemäß § 4 Allgemeines Eisenbahn Gesetz (AEG), §2 der 
EisenbahnBau- und Betriebsordnung (EBO) und der gesetzlichen Unfallversicherungsrichtlinie 2150 
(GUV-R) erforderlich, um einen sicheren Eisenbahnbetrieb zu gewährleisten und eine Gefährdung 
der Reisenden und Transportgüter auszuschließen. Für die Oberleitungsanlagen findet sich für das 
beim Rückschnitt zu beachtende Maß in der DIN VDE 0115. Die Arbeiten werden vom Eisenbahn-
Bundesamt angeordnet und sind in einem vorgegebenen Zeitfenster auszuführen, unabhängig von 
der Jahreszeit. Die DB Fahrwegdienste GmbH haben zu den im Frühjahr 2015 durchgeführten 
Maßnahmen am Tönniskamp folgende Stellungnahme abgegeben: 
 
„Die Baumfällmaßnahme zwischen der Sympherstraße und der Emmericher Straße wurde seitens 
der DB Fahrwegdienste GmbH der Unteren Landschaftsbehörde der Stadt Duisburg per Fax vom 
04.02.2015 angezeigt. Der Auftrag von der DB Netz AG war, die Verkehrssicherheit für den Fußweg 
herzustellen und negative Beeinträchtigungen von den Betriebsanlagen fernzuhalten. Bei der 
Kontrolle der Bäume in der Böschung wurde festgestellt, dass viele der sich in der Alterungsphase 
befindlichen Bäume stark geschädigt waren. Die Schäden waren so gravierend, dass die 
Verkehrssicherheit nicht mehr gegeben war. Die Entnahme der Bäume war ebenso notwendig, um 
einer Betriebsgefährdung entgegenzuwirken. 
Hinter der Schallschutzwand befinden sich Betriebsgleise, Lagerflächen mit Gastanks und 
Personalcontainer sowie Feuerwehrzufahrten. Die berechtigte Sicherheitserwartung des Verkehrs an 
diesem Fußweg ist wegen der Schüler und Spaziergänger sehr hoch. Des Weiteren befindet sich 
unter dem unbefestigten Weg eine Gasleitung. Die Fällarbeiten wurden vor Beginn der 
Vogelbrutschutzzeit abgeschlossen. Das liegende Holz wird zeitnah gehackt und in der Böschung 
verteilt, damit diese zum Frühling ungehindert zuwachsen kann.“ 
 
Die DB Netz AG handelt in eigener Verantwortung auf der Grundlage von Gesetzen und Richtlinien 
zur Durchführung von Vegetationsarbeiten als Teil der Verkehrssicherungspflicht der Eisenbahn des 
Bundes. Der Bezirksregierung Düsseldorf als Höhere Landschaftsbehörde sowie die Untere 
Landschaftsbehörde sehen keine Möglichkeit, die Praxis der DB Netz AG zu beeinflussen. 
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Situation in der Stadtteilbibliothek Beeck 12. Oktober 2015 

Wir bitten um Auskunft über die tatsächlichen Öffnungszeiten der Stadtteilbibliothek Beeck: 

1. An welchen Tagen in den letzten drei Monaten hatte die Stadtteilbibliothek Beeck nicht wie 
geplant geöffnet? 

2. Was waren die Gründe dafür? 
3. Wie gedenkt die Verwaltung das Problem künftig zu vermeiden? 

Begründung:  
 
Die unseres Wissens nicht angekündigten Schließungen sind auf die Dauer geeignet, 
Besucher - insbesondere jugendliche Besucher- zu „vergraulen“. 
Für die Kunden bedeuten diese unangekündigten Schließungen einen erhöhten Zeit- und 
Kostenaufwand, da sie entweder, zu einem späteren Zeitpunkt, noch einmal wiederkommen oder 
den Weg in die Bezirksbibliothek auf sich nehmen müssen. 
Sinkende Besucherzahlen, als Folge der nicht angekündigten Schließungen, könnten dann ein 
geringes Interesse vortäuschen und einer Schließung Vorschub leisten und somit die 
Bildungsmöglichkeiten von Jugendlichen im Stadtteil weiter verschlechtern. 
 
 
Antwort der Verwaltung 
 
Die Anfrage wurde mündlich beantwortet. 
  
zu 1. 
Die Stadtteilbibliothek Beeck musste in den vergangenen drei Monaten an insgesamt 12 
Öffnungstagen geschlossen bleiben. 
  
zu 2. 
Grund ist die seit dem 1.4.2015 bestehende Vakanz in der Leitung der Stadtteilbibliothek in 
Verbindung mit weiteren unbesetzten Personalstellen und einem hohen Krankenstand im gesamten 
Bibliothekssystem. 
  
zu 3. 
Die Leitungsstelle in der Stadtteilbibliothek Beeck ist aktuell zur Wiederbesetzung ausgeschrieben. 
Die Bewerbungsfrist endet am 6.11. Mit dem Vollzug der Wiederbesetzung ist zum 1.1.2016 zu 
rechnen. Danach wird die Stadtteilbibliothek nach dem derzeitigen Kenntnisstand zum verfügbaren 
Personal wieder regelmäßig geöffnet werden können. 
  
Beratungsverlauf 
Herr Dr. med. Feldmann - Die Linke.- fragte nach, ob zurzeit Schließungen von Stadtteilbibliotheken 
geplant seien. Herr Bezirksamtsleiter Cervik verneinte dies. 
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Übertragung des Konzeptes „Aktionsbündnis 

sicheres Altenessen“ in den Duisburger Norden 

14. Januar 2016 

Ausgelöst von Vorfällen und diversen Presseberichten war davon zu hören, dass ein Konzept für den 
Duisburger Norden, angelehnt an das „Aktionsbündnis sicheres Altenessen“ erarbeitet werden sollte. 
Daraus ergeben sich folgende Fragestellungen: 
 
1. In welcher Phase befindet sich die Erarbeitung des Konzeptes für das Projekt? 
2. Welche Zielsetzungen werden dadurch verfolgt? 
3. Welche Institutionen werden eingebunden? 
4. Wann wird das Konzept der Öffentlichkeit vorgestellt? 
5. Wie wird das Projekt finanziert? 
6. Wann wird das Projekt beginnen und wie lange soll es dauern? 
 
Antwort der Verwaltung 
 
Mit DS 16-0039 hat die Fraktion GRÜNE/Die Linke in der Sitzung der Bezirksvertretung 
Meiderich/Beeck am 21.01.2016 eine Anfrage zur Übertragung des Konzeptes „Aktionsbündnis 
sicheres Altenessen“ in den Duisburger Norden vorgelegt. Nachfolgend wird über das Vorgehen in 
Duisburg berichtet: 
 
Grundsätzlich sind einige Ideen des Essener Konzeptes, z.B. der Einsatz von Sozialarbeitern und 
Integrationsberatern, für die Netzwerkpartnerschaft DU-Nord übernommen worden. Eine Kopie oder 
analoge Anwendung des Essener Modells ist aber aufgrund unterschiedlicher Gegebenheiten und 
Problemlagen in den beiden Städten – in Duisburg gibt es z.B. mehr Probleme mit Zuwanderern aus 
Süd-Ost-Europa, während in Essen die libanesischen Großclans die größte Bedrohung darstellen - 
nicht möglich. Vielmehr wird an einem eigenen Konzept gearbeitet, um die Problemlagen im 
Duisburger Norden in den Griff zu bekommen. 
Hierzu hat die von der Polizei initiierte Netzwerkpartnerschaft Duisburg-Nord im Sommer des letzten 
Jahres ihre Arbeit aufgenommen, um sich zu den Problemen im Duisburger Norden auszutauschen 
und gemeinsam Maßnahmen zu besprechen, die zu einer Verbesserung der Situation vor Ort führen. 
An der Arbeitsgruppe sind die Arbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrt, die Polizei, die 
Entwicklungsgesellschaft Duisburg (EG DU), der Stadtsportbund, das Bürger- und Ordnungsamt, das 
Jugendamt, das Amt für Schulische Bildung sowie das Kommunale Integrationszentrum beteiligt. 
 
In einer Lenkungsgruppensitzung im Januar 2016, an der auch Oberbürgermeister Sören Link und 
Polizeipräsidentin Dr. Elke Bartels teilgenommen haben, wurden erste Ergebnisse vorgestellt und 
das weitere Vorgehen besprochen. Demnach ist die Gesamtentwicklung im Bereich der sozialen 
Brennpunkte der Stadt Duisburg und insbesondere im Duisburger Norden nicht durch städtische oder 
polizeiliche Maßnahmen alleine zu lösen, sondern es bedarf einer intensiven, abgestimmten 
Zusammenarbeit vieler Behörden und Institutionen, um eine Trendwende zu erreichen und die 
Situation möglichst nachhaltig zu verändern. Die Geschäftsführung der Lenkungsgruppe dieser 
Netzwerkpartnerschaft hat der Beigeordnete für Familie, Bildung und Kultur, Thomas Krützberg, 
übernommen. 
 
Die EG DU richtete im November ein Stadtteilbüro in Duisburg-Marxloh als zentrale Anlaufstelle für 
die Bürgerinnen und Bürger ein und betreibt darüber hinaus weitere Stadtteilbüros im Duisburger 
Norden in den Stadtteilen Laar und Bruckhausen. Fördermittel von EU, Bund und Land fließen 
nunmehr verstärkt in Projekte und Maßnahmen für den Duisburger Norden. Die Polizei ist in diesem 
Bereich seit dem letzten Jahr verstärkt im Einsatz. Mit Unterstützung der Bereitschaftspolizei soll dies 
im laufenden Jahr fortgesetzt werden. Die Zusammenarbeit mit der rumänischen Polizei hat sich 
bewährt und soll weiter intensiviert werden. Beim Innenministerium NRW wurde die Erweiterung des 
Projektes „Kurve Kriegen“ um zwei muttersprachliche Sozialarbeiter für Brennpunktstadtteile 
… 
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… 
beantragt, in denen sich Clanstrukturen von Großfamilien verfestigt haben. Für die Stadtverwaltung 
standen die Themen Müllbeseitigung im öffentlichen Raum, Überprüfung von Problemimmobilien 
sowie Gewerbe- und Gaststättenkontrollen im Fokus, außerdem die Vermittlung und Begleitung 
durch Integrationslotsen, ab 2016 durch sog. Integrationsberaterinnen und Integrationsberater. 
Darüber hinaus sollen das Angebot zur Sprachförderung und Elternarbeit verbessert sowie die 
sozialen Hilfsmaßnahmen der Wohlfahrtsverbände intensiviert werden. 
 
Das Duisburger Konzept besteht demnach aus einem großen Komplex von mehreren kleinen 
Teilprojekten, an denen wiederum verschiedenste Institutionen beteiligt sind. Die Lenkungsgruppe 
koordiniert die vielen Teilbereiche und zieht daraus Schlussfolgerungen und 
Handlungsempfehlungen für den Problembereich Duisburg-Nord. 
Die Öffentlichkeit wurde über diese Netzwerkpartnerschaft Duisburg-Nord, die nicht auf eine 
bestimmte Zeit befristet ist, bereits im Januar per Pressemitteilung der Stadt Duisburg informiert. 
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Bestand der Sozialwohnungen im Bezirk 04. Mai 2016 

Die Versorgung der Bevölkerung mit bezahlbarem Wohnraum war in Duisburg- im Gegensatz zu der 
Situation in anderen Großstädten - bisher kein größeres Problem. Für die Zukunft wird es in Duisburg 
aufgrund der wieder steigenden Einwohnerzahl und der dadurch entstehenden Konkurrenz auf dem 
Wohnungsmarkt jedoch einen erhöhten Bedarf an qualitativ hochwertigem und gleichzeitig 
bezahlbarem Wohnraum geben. 
Im Jahr 2008 waren lediglich 11,3 Prozent des gesamten Wohnungsbestandes in ganz Duisburg 
Sozialmietwohnen. Im Bezirk Meiderich/Beeck lag der Sozialwohnungsanteil über dem 
gesamtstädtischen Durchschnitt (12,8 %).   40 Prozent der Duisburger Bevölkerung war zu diesem 
Zeitpunkt „wohnberechtigt“. 
  
Vor diesem Hintergrund bitten wir die Verwaltung um die schriftliche Beantwortung folgender Fragen: 
1. Wie hat sich die Zahl der Sozialwohnungen im Bezirk Meiderich/Beeck seit 2008 entwi-ckelt? 
a) Wie viele Wohnungen fielen aus dem Bestand durch auslaufende Sozialbindung? 
b) Wie viele Wohnungen kamen durch Neubau hinzu? 
c) Wie viele Wohnungen kamen durch Renovierung/Investierung des Wohnraumbestandes wieder in 
die Sozialbindung? 
2. Auf welche Stadtteile verteilen sich zur Zeit die Sozialwohnungen  (Sozialer Wohnungsbau 
/Soziale Wohnraumförderung)         
3. Wie viele dieser Wohnungen sind zurzeit belegt? 
4.  Welche Grundstücke stehen der Stadt im Bezirk Meiderich/Beeck theoretisch zum Neubau von 
„Sozialwohnungen“  (Sozialer Wohnungsbau /Soziale Wohnraumförderung) zur Verfügung? 
  
Antwort der Verwaltung 
 
 
 

B e r a t u n g s e r g e b n i s 
(16. öffentliche Sitzung der Bezirksvertretung Hamborn am 19.05.2016) 

 
 
Der Bezirksamtsleiter, Herr Scherhag, gab die Antwort des Amtes für Soziales und Wohnen weiter: 
 
 
1. Wie hat sich die Zahl der Sozialwohnungen im Bezirk Hamborn seit 2008 entwickelt? 
 
a) Im Jahr 2015 sind 491 Wohneinheiten in Duisburg aus der Sozialbindungen entfallen. Die 
Programmdaten lassen eine bezirksbezogene Auswertung nicht zu. 
  
b + c) In dem Zeitraum 2008 bis 2015 wurden Neubau- und Bestandmaßnahmen gefördert: 
 
 
 
 
 
 

… 
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1. geförderte Maßnahmen 

 
              Neubau             Bestand 
2008             143                    246 
2009             131                      43 
2010             169                      92 
2011             156                     145 
2012             166                      10 
2013              121                       4 
2014              148                    119 
2015              106                    259 
Gesamt        1140                    918 

  
  
2. Auf welche Stadtteile verteilen sich zurzeit die Sozialwohnungen (Sozialer Wohnungsbau/ 
Soziale Wohnraumförderung? 
 
Der Sozialwohnungsbestand verteilt sich wie folgt (Stand 31.12.2015): 

 
Stadtbezirk                      Gesamt     i.v.H. auf Gesamtstadt 
Walsum (91)                          3.952                 18,2 
Hamborn (92)                         4.878                 22,4 
Meiderich-Beeck (93)              3.571                 16,4 
Homberg-Ruhrort-Baerl (94)     1.528                   7,0 
Mitte (95)                               3.125                 14,4 
Rheinhausen (96)                    2.245                10,3 
Süd (97)                                 2.463                11,3 
Gesamt                                21.762 

  
 
Die Entwicklung des Sozialwohnungsbestandes im Bezirk Hamborn stellt sich im Zeitraum 2008 bis 
2015 wie folgt dar: 

 
             Hamborn (92) 
             Gesamt Wohnungsbestand     Sozialwohnungen      in v.H. 
2008                    36.077                              7.367                     20,4 
2009                    36.149                              6.965                     19,3 
2010                    36.229                              6.595                     18,2 
2011                    34.746                              5.720                     16,5 
2012                    34.756                              5.441                     15,7 
2013                    34.773                              5.174                     14,9 
2014                    34.753                              4.966                     14,3 
2015                    34.790                              4.878                     14,0 

  
 
3. Wie viele dieser Wohnungen sind zurzeit belegt? 
Dem Amt für Soziales und Wohnen sind die so genannten „freigemeldeten Wohnungen“ durch die 
Wohnungswirtschaft zu benennen. Diese Zahl lag Ende 2015 bei 183 Wohnungen im Bezirk 
Hamborn.  
 
… 
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4. Welche Grundstücke stehen der Stadt im Bezirk Hamborn theoretisch zum Neubau 
von „Sozialwohnungen“ (Sozialer Wohnungsbau / Soziale Wohnraumförderung) zur Verfügung? 
Eine Angabe welche Grundstücke theoretisch zum Neubau von Sozialwohnungen zur Verfügung 
stehen ist nicht möglich. 
Ob ein Grundstück für Sozialwohnungen geeignet ist, kann erst im Rahmen der Vorprüfverfahren 
zwischen möglichen Investoren, dem Stadtplanungsamt und dem Amt für Soziales und Wohnen 
geklärt werden. 
  
 
Herr Fürmann -Die Linke- bedankte sich für die schnelle Beantwortung. Er bat jedoch nochmals um 
konkretere Antwort zu Frage 2. Hier sei nach der Verteilung der Sozialwohnungen auf die Stadtteile 
im Bezirk gefragt worden und nicht nach der Aufteilung auf die Bezirke. 
  
Das Amt für Soziales und Wohnen hat nach der Sitzung die konkretisierende Antwort 
gegeben: 
  
Die Sozialwohnungen in den Stadtteilen / Quartieren im Bezirk Hamborn verteilen sich wie folgt: 
  
Sozialwohnungen auf Ortsteilebene 31.12.2014 
(neuere Zahlen sind noch nicht verfügbar) 
  
Ortsteil                Gesamtbestand            Sozialwohnungen           in v.H 
Röttgersbach                 6.312                              487                           7,7 
Marxloh                         8.720                              624                           7,2 
Obermarxloh                  6.215                           1.001                          16,1 
Neumühl                        8.244                           1.913                          23,2 
Alt-Hamborn                   5.262                              409                            7,8 
Hamborn                      34.753                            4.434                          12,8 
  
 
Anmerkung: 

1. Diese Daten werden nicht vom Amt für Soziales und Wohnen (50) erfasst. Es handelt sich 
hier um eine Auswertung / Darstellung der Stabsstelle für Wahlen, Europaangelegenheiten 
und Informationslogistik (I-03). Von dieser werden „Sozialwohnungen“ WE in Mietobjekten 
erfasst. 

2. Veränderungen, die sich durch Ablauf des Förderzeitraumes im Jahr 2015 ergeben haben, 
sind in der oben stehenden Tabelle nicht erfasst (Stichtagsbetrachtung). 

3. In der Darstellung der Gesamtzahl an Sozialwohnungen im Stadtbezirk Hamborn (Antwort 
vom 11.05.2015 auf die Anfrage vom 10.05.2016) sind alle geförderten Wohneinheiten (WE) 
enthalten. Eine Differenzierung der nach WE nach - Art der Fördermaßnahmen oder des 
Förderweges oder - WE in Mietobjekten bzw. WE in Eigentumsobjekten erfolgt nicht 
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Situation bei der Räumung von sogenannten 

„Schrottimmobilien“ in Marxloh in den letzten 

Wochen 

21. Oktober 2016 

In den letzten Wochen gab es mehrere Einsätze der „Task-Force für Problemimmobilien“ in Marxloh. 
Dabei ist nach Zeugenaussagen und Medienberichten teils recht rabiat auch gegen Familien 
vorgegangen worden. 
Wir bitten um Auskunft über die Umstände bei den in der letzten Zeit offenbar verstärkt 
durchgeführten Einsätzen der Task-Force und die zwangsweise Räumung von bewohnten 
Schrottimmobilen in der Sitzung der Bezirksvertretung am 27. Oktober 2016. 
Nach unserem Informationsstand gibt es eine hohe Zahl von Vermietungen, die sowohl die 
gesetzlichen Vorschriften für eine Vermietung missachten als auch ausbeuterische Lebens- und 
Arbeitsverhältnisse unterstützen. 
Wir bitten die Rechtsdezernentin, Frau Dr. Daniela Lesmeister, um einen Bericht über die Situation in 
den Schrottimmobilien und die Räumungen in der Sitzung der Bezirksvertretung. 
 
Neben einem allgemeinen Situationsbericht erwarten wir die Beantwortung unserer 
nachfolgenden Fragen: 
  
1. Wie viele Einsätze der Task-Force gab es in den letzten zwei Monaten im Bezirk Hamborn bzw. in 
Marxloh und wie viele Wohnungen wurden dabei geräumt? Wie viele Erwachsene und Kinder waren 
davon betroffen? 
2. Warum war es erforderlich, die Räumungen teils in der Nacht durchzuführen? 
3. Waren die Bewohner über die drohende Räumung im Vorfeld – wie bei normalen, gerichtlich 
angeordneten Zwangsräumungen (z.B. wegen Mietschulden) üblich und gesetzlich vorgeschrieben - 
informiert? Wenn ja, in welcher Form? Wenn nein, warum nicht? 
4. Warum wurden die Einsätze teils gegen Familien mit Kindern so rigoros durchgeführt? 
5. Warum wurde den Bewohnern nicht wenigstens Zeit gegeben, ihre Kinder richtig anzuziehen und 
zumindest wichtige Dinge wie Papiere und Dokumente zusammenzupacken, ehe sie ihre 
Wohnungen verlassen mussten, wie es bei jeder gerichtlichen Räumung selbst den Menschen, die 
aus eigenem Verschulden in diese Situation geraten sind, zugebilligt wird? 
6. Wurde den geräumten Bewohnern, besonders den Familien mit Kindern umgehend (d.h. noch in 
derselben Nacht) Ersatzwohnraum angeboten? 
7. Wurde den geräumten Bewohnern sozialer und rechtlicher Beistand angeboten? 
8. Welche Maßnahmen sind im Vorfeld ergriffen worden, um in den Häusern die Missstände zu 
beseitigen? Und warum führten diese nicht zu einer Verbesserung der Situation? 
9. Wie geht die Verwaltung  im Vorfeld mit den Eigentümern bzw. Vermietern der Schrottimmobilien 
um? 
10. Welche Erkenntnisse liegen der Verwaltung über die gesetzeswidrige Vermietung von 
Wohnräumen seitens der Vermieter vor? 
11. Welche Konsequenzen haben die Eigentümer bzw. Vermieter der geräumten Schrottimmobilien 
zu erwarten? 
12. Wer trägt die Kosten der Räumungen? 
13. Wie viele weitere Immobilien stehen in Marxloh bzw. im Bezirk Hamborn noch unter Beobachtung 
der Task-Force? 
14. Sind weitere Räumungen in der nächsten Zeit zu erwarten und stehen ausreichend 
angemessene Ersatzwohnungen zur Verfügung? 
15. Gibt es für die angekündigte „Abarbeitung von acht Häusern im Monat“ durch die „Task-Force“ 
ein Konzept? Wenn ja, wie sieht dieses aus? Wenn nein, warum nicht? 
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 Antwort der Verwaltung und Beratungsverlauf 
  
Zu 1.) 
Frau Dr. Lesmeister berichtete, es habe in den letzten zwei Monaten im Bezirk Hamborn zwei 
Einsätze gegeben. Der erste Einsatz sei am 05.10.2016 und ein zweiter sei am 26.10.2016 erfolgt. 
Bei dem ersten Einsatz am 05.10.2016 auf der Hagedornstraße 17 und 19 seien eklatante 
hygienische Mängel festgestellt worden. Bei diesem Einsatz wurden Ratten sowohl im Hof, als auch 
im Haus entdeckt. Rattenkot war in den Häusern verteilt. In den Ecken wurden menschliche 
Exkremente vorgefunden. Weiterhin lagen brandschutzrechtliche Mängel vor. Im Brandfall hätte die 
Feuerwehr die Menschen nicht rechtzeitig in Sicherheit bringen können, so dass Gefahr im Verzug 
bestand. Frau Dr. Lesmeister erklärte, dass nach dem deutschen Zivilrecht ein Vermieter dazu 
verpflichtet sei, seine Häuser so herzustellen, dass seine Mieter ordnungsgemäß ohne Gefährdung 
darin wohnen können. Erfüllt der Vermieter diese Verpflichtung nicht, so ist er 
schadensersatzpflichtig gegenüber seinen Mietern. Frau Dr. Lesmeister berichtete, sie selbst habe 
nach Feststellung der eklatanten Mängel in den Wohnhäusern den Vermieter angerufen und ihn 
darüber informiert, dass die Häuser wegen der genannten Mängel geschlossen werden müssen und 
dass er für die Unterbringung seiner Mieter sorgen müsse. Der Eigentümer der Häuser habe 
geantwortet: „Machen Sie doch - Sie werden schon sehen, was sie davon haben“. 
Da der Eigentümer untätig geblieben sei, wurde den Bewohnern der geschlossenen Häuser zur 
Vermeidung der Obdachlosigkeit eine Ersatzunterkunft für die nächsten Tage in einer Turnhalle 
angeboten. Die Feuerwehr habe 50 Feldbetten aufgebaut. Von dieser Unterbringungsmöglichkeit sei 
jedoch kein Gebrauch gemacht worden. Die ganze Maßnahme sei in einem ruhigen, sachlichen Ton 
abgelaufen. Den Bewohnern wurden ca. fünf Stunden Zeit gelassen, um die wichtigsten Dinge zu 
packen. Es wurden z. B. auch Satelliten-Schüsseln abgeschraubt. Nach Beendigung der Maßnahme 
wurden die Türen verschlossen und Telefonnummern bekannt gegeben, wo der Schlüssel zu dem 
Haus hinterlegt ist. Diese Telefonnummer wurde auch an jeder verschlossenen Türe zur Kenntnis 
gegeben. Von der Möglichkeit, sich in den folgenden Tagen mit Hilfe des Schlüssels weitere 
Gegenstände aus den Wohnungen zu holen, wurde rege Gebrauch gemacht. 
Der Vermieter habe zwei Tage später beim Verwaltungsgericht Düsseldorf einstweiligen 
Rechtsschutz beantragt. Dieser Antrag wurde am 17.10.2016 zurückgewiesen. Das 
Verwaltungsgericht Düsseldorf habe eine eigene Pressemitteilung herausgegeben, wonach das 
Vorgehen der Stadt Duisburg zum Schutz von Leib und Leben der Bewohner rechtmäßig war. 
Bei dem zweiten Einsatz am 26.10.2016 in Duisburg-Hochfeld war der Vermieter anwesend. In einem 
der zwei besichtigten Objekte gibt es sechs Wohnungen, wovon drei aus brandschutzrechtlichen 
Gründen geschlossen werden mussten. Den Vermietern wurde mitgeteilt, dass sie ihren Mietern 
Ersatzwohnraum zur Verfügung stellen müssen. 
Frau Dr. Lesmeister teilte nachdrücklich mit, dass Räumungen einen Zwang voraussetzen und dass 
es bei den Maßnahmen der Task-Force nicht um Zwangsmaßnahmen ging, so dass der Begriff 
„Räumung“ unangebracht sei. Die Häuser mussten wegen Gefahr im Verzuge geschlossen werden. 
 
 
 
 
 
 
… 
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… 
Zu 2.) 
Frau Dr. Lesmeister teilte mit, dass es keine Räumung und auch keine Schließung von Häusern zur 
Nachtzeit gegeben habe. 
 
Zu 3.) 
Frau Dr. Lesmeister verwies auf die Antwort zu Frage 1. 
 
Zu 4.) 
Frau Dr. Lesmeister bewertete diese Frage als Frechheit. Es seien keine Einsätze rigoros 
durchgeführt worden. 
 
Zu 5.) 
Frau Dr. Lesmeister stellte klar, dass die der Frage immanente Behauptung nicht der Wahrheit 
entspreche. 
Bei einem Einsatz Anfang September standen Stromaggregate im Keller eines Hauses, da der Strom 
in der Umgebung abgeschaltet war. Es hatten sich Gase im Haus ausgebreitet. Es gab damals einen 
Feuerwehreinsatz und die Bewohner mussten kurzzeitig auf die Straße ausweichen, um sich außer 
Lebensgefahr zu bringen. 
 
Zu 6.) 
Frau Dr. Lesmeister antwortete, dass den Bewohnern des am Morgen geschlossenen Hauses 
Ersatzwohnraum angeboten wurde und dass dies nicht am Abend, sondern am Morgen erfolgt sei. 
Zu 7.) 
Frau Dr. Lesmeister erklärte, dass bei Einsätzen der Task-Force immer eine Kollegin des Jobcenters 
vor Ort sei. Rechtlicher Beistand könne nicht bereitgestellt werden. 
 
Zu 8.) 
Frau Dr. Lesmeister erläuterte, dass Im Rahmen der Arbeit der Task Force und des Bürger- und 
Ordnungsamtes die Gebäude regelmäßig aufgesucht werden. Wenn schwerwiegende Mängel 
festgestellt werden, können Gebäude häufig nur geschlossen werden. 
Herr Fürmann -Die Linke- fragte, ob bei Begehungen der Task Force oder des Sonderaußendienstes 
Mängel festgestellt wurden. 
Frau Dr. Lesmeister antwortete, dass nach Feststellung von Mängeln natürlich Auflagen zur 
Reparatur erteilt werden. Die gleichen Mängel können aber - wie im Fall der Hagedornstraße - später 
erneut entstehen. 
 
Zu 9.) 
Frau Dr. Lesmeister führte aus, dass die Stadtverwaltung die 85 Problemimmobilien aufsuche, 
Mängel registriere, beurteile, ob Gefahr im Verzug vorliege, prüfe, ob Gebäude unbewohnbar seien 
oder ob Vermietern unter Fristsetzung Auflagen zu erteilen seien. 
 
Zu 10.) 
Frau Dr. Lesmeister betonte, dass in den zuletzt geschlossenen Häusern 60 bis 64 Personen 
gemeldet waren. Umgerechnet auf die qm-Zahl stehen hier somit jedem Bewohner 5 qm zur 
Verfügung. Demgegenüber seien für die Zwingerhaltung eines Schäferhundes 10 qm 
vorgeschrieben. Aus Gesprächen mit dem Hauptzollamt sei bekannt, dass viele der Eigentümer der 
Problemhäuser gleichzeitig Scheinarbeitgeber seien, die Scheinarbeitsverträge ausstellen. Diese 
Scheinarbeitsverträge werden beim Jobcenter zur Beantragung einer Aufstockung vorgelegt. Die 
Vermieter bedienen sich dann nicht nur der Miete, sondern auch der Aufstockung. Die Task-Force 
arbeite deshalb daran, die Behörden untereinander zu vernetzen, um diese Vergehen aufzudecken. 
In dieser Problematik gebe es sehr viele Gesetzeslücken, die geschlossen werden müssen. 
… 
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… 
Zu 11.) 
Frau Dr. Lesmeister informierte darüber, dass als Konsequenz einer Hausschließung keine Mieten 
mehr fließen. Für die Feststellung einer Scheinarbeitgeberschaft ist das Hauptzollamt zuständig. Von 
dort erfolgen Anzeigen. 
 
Zu 12.) 
Frau Dr. Lesmeister erläuterte, dass die Stadt Duisburg die Verwaltungskosten für eine Feststellung 
der Unbewohnbarkeit trägt. Sämtliche andere Kosten, wie zum Beispiel die Müllbeseitigung, werden 
zurückgefordert oder im Bedarfsfall rechtlich erstritten. Es werde versucht, so viel wie möglich von 
den Verantwortlichen erstattet zu bekommen. 
 
Zu 13.) 
Frau Dr. Lesmeister antwortete, dass neben den zuletzt geprüften Häusern noch weitere 81 Häuser 
in Hamborn, Marxloh und Hochfeld insgesamt unter Beobachtung stehen. 
 
Zu 14.) 
Frau Dr. Lesmeister teilte mit, dass nach Möglichkeit jede Woche Begehungen von Häusern erfolgen. 
Wenn Mängel festgestellt werden, werden die Häuser selbstverständlich die erforderlichen 
Maßnahmen getroffen. 
 
Zu 15.) 
Frau Dr. Lesmeister gab zu verstehen, dass die Task-Force nicht konzeptlos arbeite. In das Konzept 
seien der TÜV-Nord und eine Rechtsanwaltskanzlei eingebunden und man sei mit verschiedensten 
Stellen vernetzt. 
Abschließend bewertete Frau Dr. Lesmeister es als Unverschämtheit, Ihren Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern des Sonderaußendienstes gegenüber so aufzutreten, wie es in dem immer wieder 
zitierten und kopierten Presseartikel geschehen sei. 
Der Bezirksbürgermeister, -SPD- begrüßte es, dass die Stadtverwaltung dafür sorge, dass bei der 
Gewährleistung der Sicherheit in Problemhäusern alle Gesetze eingehalten werden, ohne Rücksicht 
auf den Stadtteil oder die betroffene Personengruppe. Er kritisierte die Meinungsmache in den 
sozialen Netzwerken 
Herr Jungbauer -CDU- bedankte sich für die Klarstellung der falschen Berichterstattung. Er erklärte, 
dass auch die CDU-Fraktion hinter der Arbeit des Bürger- und Ordnungsamtes und der Task-Force 
stehe, die dafür sorgen, dass Sicherheiten in Gebäuden und im öffentlichen Raum sichergestellt 
werden. Er wies darauf hin, dass Brandschutzmängel in den Problemhäusern auch eine Gefährdung 
für benachbarte Gebäude und das gesamte Umfeld darstellen. 
Herr Jungbauer -CDU- fragte, wo die erwähnten 50 Feldbetten nach der Schließung der Wohnhäuser 
auf der Hagedornstraße aufgestellt wurden und aufgrund welcher Erfahrungen man diese 
Größenordnung ermittelt hat. 
Weiter fragte er, ob die Unbewohnbarkeitsfeststellung und das Herantreten an den Vermieter und die 
Geltendmachung der entstandenen Kosten durch das Rechtsamt erfolgen. 
Schließlich bat Herr Jungbauer -CDU- um Auskunft darüber, wie viele der noch zu prüfenden 81 
Problemimmobilien im Bezirk Hamborn liegen. 
Außerdem wies er darauf hin, dass es nach dem Aufenthaltsgesetz Richtmaße für angemessenen 
Wohnraum gebe. Da die geschlossenen Wohnhäuser offensichtlich zu stark belegt wurden fragte er, 
ob es zwischen Ordnungs-, Meldebehörde und Jobcenter einen Datenabgleich gebe, um solche 
Überbelegungen zu verhindern. Er wisse nicht, ob die nach dem neuen Bundesmeldegesetz wieder 
eingeführte Wohnungsgeberbescheinigung für die Verhinderung der Überbelegung ausreichend sei. 
Frau Dr. Lesmeister -Dezernentin für Sicherheit und Recht- antwortete, dass die 50 Feldbetten in der 
Turnhalle auf der Koopmannstraße aufgestellt wurden. Bei der Gebäudeschließung wurden 30 
Bewohner angetroffen, es wurden 50 Betten aufgestellt, um eventuell nicht angetroffene Mieter auch 
noch unterbringen zu können.   
… 
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… 
Sie gab weiter Auskunft, dass die bei der Schließung angefallenen Personalkosten leider nicht in 
Rechnung gestellt werden können. Dies sei Verwaltungsleistung. 
In Hamborn gebe es weitere 47 Problemhäuser. 
Frau Dr. Lesmeister teilte mit, dass bei einer Anmeldung für eines der Problemhäuser zunächst der 
Sonderaußendienst prüft, ob die Person tatsächlich dort wohnhaft ist. Vorher wird keine 
Meldebestätigung ausgestellt. Ein Kollege des Jobcenters ist grundsätzlich auch vor Ort, so dass die 
Vernetzung der Daten gewährleistet sei. 
Herr Fürmann -Die Linke- bedankte sich für die Richtigstellung. Der Redakteur Herr Balke sei auch 
innerhalb der „Linken“ nicht unbekannt. Er hoffe, dass die Presse diese Richtigstellung an die 
Bevölkerung weitergebe. Er fragte, ob es nicht sinnvoll wäre, das Kommunale Integrationszentrum 
bei solchen Aktionen mit einzubeziehen. 
Er fragte weiter, wo denn die Bewohner der geschlossenen Häuser untergekommen sind und gab zu 
bedenken, dass die Bewohner der geschlossenen Häuser bei Bekannten und Verwandten 
untergekommen sein könnten und dort wiederum zu einer Überbelegung von Wohnungen führen 
könnten. 
Frau Dr. Lesmeister -Dezernentin für Sicherheit und Recht - erklärte, dass man sich von der Seite der 
Stadtverwaltung je nach weiterer Reaktion der Presse weitere Schritte vorbehalte. 
Weiterhin antwortete sie, dass man versucht habe nachzuvollziehen, wohin sich die Menschen 
umgemeldet haben. Man habe festgestellt, dass sich die meisten Personen gar nicht umgemeldet 
haben. Hierzu gebe es nur Gerüchte. 
Frau Dr. Lesmeister beurteilte eine Hinzuziehung des Kommunalen Integrationszentrums bei 
Einsätzen in Problemimmobilien als nicht ratsam. Es seien bereits viele Personen vor Ort, die 
Personalressourcen müssen geschont werden. Wenn weiterer Bedarf an Fachkräften festgestellt 
werde, so werde reagiert. 
Ratsherr Enzweiler -CDU- bezeichnete es als Aufgabe der Politik, die Stadtverwaltung in diesen 
Angelegenheiten rückhaltlos zu unterstützen. Er fragte, ob für die geschlossenen Häuser illegale 
Anmeldungen festgestellt werden konnten. 
Frau Dr. Lesmeister -Dezernentin für Sicherheit und Recht - antwortete, dass auf der 
Hagedornstraße in einem Haus 60 Menschen und in einem Haus 64 Menschen gemeldet waren. 
Man habe bei dem Einsatz 30 Menschen angetroffen, so dass vermutet wird, dass illegale 
Anmeldungen vorlagen. Diese Personen seien sofort abgemeldet worden. 
Ratsherr Hagenbuck -SGU- gab seinem Unverständnis darüber Ausdruck, dass diese Anfrage von 
der Fraktion GRÜNE/Die Linke gestellt wurde, wenn doch innerhalb der Partei Die Linke bekannt sei, 
dass Herr Balke nicht ordnungsgemäß recherchiere. 
Er fragte weiter, ob es für die Wiederherrichtung der Problemimmobilien Qualitätsstandards gebe, die 
einzuhalten sind, damit sie wieder vermietet werden dürfen. 
Frau Dr. Lesmeister -Dezernentin für Sicherheit und Recht- erklärte, dass die Stadtverwaltung in 
diesen Verfahren Neuland betrete. Man trete mit Instandsetzungs-und Modernisierungsauflagen an 
die Vermieter heran und hoffe, dass dies eine positive Wirkung für die Zukunft erziele. Nach den 
nötigen Instandsetzungs- und Modernisierungsmaßnahmen können die Immobilien nicht mehr zu so 
niedrigen Preisen vermietet werden, so dass sich auch hierdurch andere Entwicklungen ergeben 
sollten. Illegalen Geschäftemachern solle klargemacht werden, dass dies in Duisburg nicht möglich 
ist. 
Ratsfrau Hornung-Jahn -Die Linke- vermutete, dass die Bewohner der geschlossenen Häuser 
deshalb nicht die Unterbringungsmöglichkeit in der Turnhalle genutzt haben, weil man in dem 
Personenkreis vermute, dass Zuwanderer aus Süd-Ost-Europa ihre Freizügigkeit verlieren, wenn sie 
öffentliche Hilfe in Anspruch nehmen. Sie fragte, ob genügend Wohnraum zur Verfügung gestanden 
hätte, um diese Menschen in Wohnungen unterzubringen. Ratsfrau Hornung-Jahn -Die Linke- 
erklärte, dass „Die Linke“ es für richtig hält, wenn gefährdete Hauser geschlossen werden. Sie 
entgegnete dem Vorwurf von Ratsherrn Hagenbuck -SGU-, dass man den unrichtigen 
Zeitungsberichten geglaubt habe und sagte, dass in allem ein „Funken Wahrheit“ stecke. Sie 
rechtfertigte die vorliegende Anfrage der Fraktion GRÜNE/Die Linke, da diese zur Aufklärung des 
Sachverhaltes geführt habe. … 
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… 
Frau Dr. Lesmeister -Dezernentin für Sicherheit und Recht- fragte, warum vor Weiterverbtreitung des 
WAZ-Artikels nicht telefonisch bei der Stadtverwaltung Erkundigungen eingeholt wurden. 
Frau Dr. Lesmeister stellte klar, dass EU-Bürger Freizügigkeit innerhalb der EU genießen. Wenn ein 
EU-Bürger nach sechs-monatigem Aufenthalt seinen Lebensunterhalt nicht aus eigenen Mitteln 
bestreiten kann und auf öffentliche Hilfe angewiesen ist, könne die Freizügigkeit überprüft werden. 
Das Prüfungsergebnis könne dann ggf. zu Verlust der Freizügigkeit führen aber nicht die Tatsache 
allein, dass der EU-Bürger seine Wohnung verliere. Jeder Mensch müsse sich eine neue 
Unterbringung suchen, wenn er seine Wohnung aus Sicherheitsgründen verlassen müsse. Die 
Zurverfügungstellung der Notunterkunft in der Turnhalle sei eine freiwillige Serviceleistung der 
Stadtverwaltung gewesen. 
Ratsfrau Söntgerath -Piraten- machte deutlich, dass es wichtig ist, frühzeitig Immobilien zu ermitteln, 
in die nicht mehr investiert wird und die somit Gefahr laufen, unbewohnbar zu werden. Es sei deshalb 
ein Informationsfluss zwischen Behörden, Bürgern und Versorgungsunternehmen hilfreich. 
Ratsfrau Söntgerath -Piraten- empfahl auch noch einmal im Falle von Gebäudeschließungen das 
Kommunale Integrationszentrum einzubeziehen, da in diesen Häusern Kinder leben, die nicht die 
Schule besuchen. 
Frau Dr. Lesmeister -Dezernentin für Sicherheit und Recht- teilte mit, dass in den geräumten 
Häusern neue Haustüren eingebaut werden, und die Schlüssel an einer zentralen Stelle 
hinterlegt werden. Ein Sicherheitsdienst bewache mehrfach in der Woche die Häuser, damit sich 
keine Menschen in Gefahr begeben. 
Herr Schwarz -AfD- fragte, wann und wodurch die Missstände in den geschlossenen Häusern 
bekannt geworden sind, die zu den Einsätzen geführt haben. 
Frau Dr. Lesmeister -Dezernentin für Sicherheit und Recht- erklärte, sie habe die Task-Force-
Problemimmobilien vor zwei Monaten übernommen habe. Wie sich die Liste mit den mangelhaften 
Immobilien in den letzten Jahren entwickelt habe, könne sie nicht sagen. Es gebe viele Beschwerden 
und Hinweise von Nachbarn. 
Ratsherr Wörmann -CDU- fragte, wer vor Frau Dr. Lesmeister für die Task-Force verantwortlich war. 
Frau Dr. Lesmeister -Dezernentin für Sicherheit und Recht- antwortete, dass die Task-Force vorher 
dem Verwaltungsvorstand angegliedert war. Vor ihrer Verantwortung seien bereits acht Häuser 
geschlossen worden. 
 

 

Demokratiefeindliche Veranstaltungen in 

städtischen Räumen 

17. Januar 2017 

Am 7. und 8. Januar sollte im städtischen Kinder- und Jugendzentrum RIZ eine 

Veranstaltung unter dem Namen „Vom Osmanischen Reich bis heute“ stattfinden. Referent 

dabei sollte ein Kolumnist sein, der für die islamistische Tageszeitung Yeni Akit schreibt 

und in der Vergangenheit schon durch nationalistische und islamistische Kommentare 

negativ aufgefallen ist. 

Veranstaltungen, egal ob rechtspopulistischer oder islamistisch-nationalistischer Natur, 

haben in dieser Stadt nichts zu suchen und sind immer ein Rückschlag für die 

Integrationsarbeit. 

Nach deutlicher Kritik an dieser Veranstaltung hat die Verwaltung lobenswerterweise 

entschieden, dieser hetzerischen Veranstaltung keine kommunalen Räume zur Verfügung 

zu stellen. 

Die ursprüngliche Vergabe der städtischen Räumlichkeiten an Organisationen bzw. 

Gruppierungen, die eine demokratiefeindliche Veranstaltung durchführen wollen, wirft 
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jedoch eine Reihe von Fragen auf, um deren Beantwortung wir die Verwaltung bitten: 

1. Findet bei Anfragen bzgl. Anmietung/Nutzung städtischer Räume im Bezirk 

Hamborn eine vorherige Überprüfung der Veranstalter und/oder der Referenten 

statt? 

1. Wenn ja, in welcher Art und Weise? 

2. Wenn nein, warum nicht? 

2. Wer zeichnet verantwortlich für die Genehmigung der Nutzung städtischer Räume 

im Bezirk Hamborn zum Zwecke der Durchführung von Veranstaltungen nicht-

städtischer Organisationen? 

3. Gab es in dem speziellen, oben geschilderten Fall der Veranstaltung „Vom 

Osmanischen Reich bis heute“ eine Überprüfung der geplanten Veranstaltung inkl. 

der organisierenden Gruppierung und des eingeladenen Referenten? 

1. Wenn ja, in welcher Art und Weiseund mit welchen Ergebnissen? 

2. Wenn nein, warum nicht? 

4. Wer hat die ursprüngliche Nutzung der städtischen Räume für die Veranstaltung 

„Vom Osmanischen Reich bis heute“ genehmigt? 

5. Wurden an den Veranstalter früher schon einmal städtische Räume vermietet? 

Beantwortung der Anfrage 

Antwort des Amtes für Soziales und Wohnen 

In der o.g. Anfrage ist ein Fragenkatalog aufgeworfen, den es gilt, für den Arbeitsbereich 

der Bürgerhäuser zu beantworten. 

1. Die Mitarbeiter der Bürgerhäuser führen mit den Veranstaltern im Vorfeld von 

Vermietungen umfangreiche Gespräche und erarbeiten für jede Veranstaltung eine 

Gefährdungsbeurteilung. a) In der Gefährdungsbeurteilung werden alle notwendigen 

Informationen über die geplante Veranstaltung eingeholt, um bereits im Vorfeld eventuelle 

Gefahrenpotentiale zu ermitteln. Der Veranstalter hat genaue Auskunft über Art der 

Veranstaltung zu erteilen. Hierzu gehören ebenso Angaben zum Ablauf und zum Inhalt, 

erwartete Besucherzahlen (Zielgruppe), Mitwirkende sowie Angaben zu Bewirtung, 

Ausstattung der Räumlichkeit und eingesetzte Technik. Die Mitarbeiter der Bürgerhäuser 

werden u.a. durch Fortbildungen sensibilisiert, demokratiefeindliche Veranstaltungen zu 

erkennen. Zudem werden z.B. Hilfsbroschüren vom Land zur Verfügung gestellt wie 

„Extremistischen Salafismus erkennen". Alleine der Verdacht würde die gefertigte 

Gefährdungsbeurteilung in der in den Bürgerhäusern praktizierte Verfahrensweise in der 

Form einstufen, dass weitere Recherchen erfolgen müssten. In die Recherchen werden ggf. 

auch andere Behörden, z.B. Kriminalpolizei/Prävention, mit einbezogen. Erst bei einer 

Einstufung in „grün" (Ampelsystem) kommt es zu einem Vertragsabschluss. 

Gefährdungseinstufungen in „gelb" und „rot" müssen der Leitung vorgelegt werden, um 

ggf. weitere (Schutz-) Maßnahmen zu veranlassen oder die Veranstaltung abzulehnen. 

2. Mietverträge werden durch die Bürgerhausleitung, der Stellvertretung und/oder 

beauftragten MitarbeiterInnen unterzeichnet. Der Unterzeichnung geht das unter Punkt 1. 

kurz beschriebene Verfahren voraus. 

3. entfällt 

4. entfällt 

Der Name des Veranstalters ist der Anfrage nicht zu entnehmen. Somit kann keine 

Überprüfung stattfinden, ob die Bürgerhäuser schon einmal an diese Person 
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Räumlichkeiten vermietet haben. Eine Veranstaltung „Vom Osmanischen Reich bis heute" 

hat in den Bürgerhäusern nicht stattgefunden. 

Stellungnahme des Jugendamtes: 

Zu 1. 

Eine Überprüfung der Veranstalter, die städtische Räume nutzen, findet in abgestufter Form 

statt: 

Alle bekannten und anerkannten Kooperationspartner in der Jugendhilfe regeln die 

Anmietung in direkter Absprache mit der Einrichtungsleitung. 

Dies sind u.a. Kindergärten, Schulen, Kulturamt, Kommunales Integrationszentrum, hier 

das Kiebitz, der ASD, die Jugendgerichtshilfe. 

In selteneren Fällen vergibt die Jugendförderung die Räume privat, in der Regel dann, 

wenn langjährig ehrenamtlich tätige diese für eine Feier nutzen möchten. 

Grundlage der Vergabe ist eine Raumnutzungsvereinbarung. 

Zu 2. 

Sobald der Veranstalter unbekannt ist, prüfen Einrichtungsleitung und die 

Fachbereichsleiterin, ob die Veranstaltung im jugendpflegerischen Sinn stattfindet oder 

einen anderen Hintergrund hat. In unklaren Fällen werden die Amtshierarchie und 

gegebenenfalls das Dezernat III eingeschaltet. Die Verantwortung liegt dann bei der letzten 

Hierarchieebene, die in die Entscheidung eingebunden ist. 

Zu 3. und 4. 

Im benannten Fall ist es leider aufgrund bestehender Kontakte in Marxloher Arbeitskreisen 

nicht zu einer ausreichenden Überprüfung des Veranstalters gekommen. Herr Muhamad Al 

war der Leiterin des Regionalzentrums Nord (RIZ) aus verschiedenen Veranstaltungen und 

Sitzungen der Stadtteilarbeitskreise bekannt. Herr Muhamed Al gab als Veranstalter die 

DITIP- Organisation an, die auch Träger der Moschee in Marxloh ist. Die Gemeinde hat in 

der Vergangenheit einige Male die Räume des RIZ genutzt und ist Kooperationspartner im 

Stadtteil. Wie sich im Nachgang herausstellte, war der Veranstalter jedoch der DITIP 

Jugendverband Möllen. 

Zu 5. 

Der DITIP Jugendverband Möllen hat die Räume bisher nicht genutzt. 

Antwort des Amtes für bezirkliche Angelegenheiten 

1. Die im Rahmen einer Schulraumvermietung eingehenden Anfragen durch potentielle 

Veranstalter werden z. Zt. noch von den zuständigen Mitarbeitern*innen des Amtes für 

bezirkliche Angelegenheiten bearbeitet. Die Mitarbeiter*innen führen mit den 

Veranstaltern im Vorfeld einer Vermietung umfangreiche Gespräche und sondieren so die 

Möglichkeit einer potentiellen Gefahrenlage bzw. einer demokratiefeindlichen Tendenz. In 

der Gefährdungsbeurteilung werden alle notwendigen Informationen über die geplante 

Veranstaltung eingeholt, um bereits im Vorfeld eventuelle Gefahrenpotentiale zu ermitteln. 

Der Veranstalter hat genaue Auskunft über Art der Veranstaltung zu erteilen. Hierzu 
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gehören ebenso Angaben zum Ablauf und zum Inhalt, erwartete Besucherzahlen 

(Zielgruppe), Mitwirkende sowie Angaben zu Bewirtung, Ausstattung der Räumlichkeit 

und eingesetzte Technik. Sollten sich Anhaltspunkte für eine demokratiefeindliche 

Veranstaltung ergeben, erfolgen weitergehende Recherchen. Innerhalb dieser Prüfung 

erfolgt auch eine enge Zusammenarbeit mit anderen Behörden z.B. 

Kriminalpolizei/Prävention. Sollten sich hieraus weitere Anhaltspunkte ergeben, müsste 

eine Entscheidung der Amts- bzw. Dezernatsleitung herbeigeführt werden, weitere 

Maßnahmen zu veranlassen oder die Veranstaltung abzulehnen. 

2. Mietverträge werden z. Zt. noch durch Mitarbeiter*innen des Amtes für bezirkliche 

Angelegenheiten vorbereitet und je nach Größe der Veranstaltung und Anzahl der Besucher 

durch das Immobilien-Management Duisburg unterzeichnet. Der Unterzeichnung geht das 

unter Punkt 1. kurz beschriebene Verfahren voraus. 

3. entfällt 

4. entfällt 

5. entfällt 

 
 

Spiel- und Wettbuden im Bezirk Mitte 17. März 2017 
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 Im Jahr 2015 wurde eine Studie vorgestellt, die Mitarbeiter des Arbeitskreises gegen Spielsucht im 
Auftrag von Westlotto erarbeitet hatten. Um die Angebote in NRW unter die Lupe zu nehmen, waren 
sie inkognito in Wettbüros und Spielcafes unterwegs. Nach dieser Studie konnte in jeder fünften 
Spielstätte an illegalen Geräten gespielt werden. „Allein wenn man durch die Dortmunder Nordstadt 
oder die Wanheimer Straße in Duisburg geht, stößt man auf so viele solcher Wettbuden, dass es für 
eine halbe Studie reichen würde“, sagte Jürgen Trümper vom AK gegen Spielsucht. (WAZ Artikel 
vom 31.1.15) 

Am 01.12.2012 ist der Glücksspielstaatsvertrag mit dem dazu erforderlichen Ausführungsgesetz in 
Kraft getreten, mit zahlreichen Neuerungen wie Mindestabstand voneinander und zu Einrichtungen 
der Kinder- und Jugendhilfe sowie das Verbot von Mehrfachkonzessionen. Die 
Übergangsregelungen für Altbetriebe laufen demnächst aus. 

Wir bitten um Beantwortung nachfolgender Fragen: 

1. Wie viele Spielstätten gibt es im Bezirk Mitte und in welchen Stadtteilen konzentrieren sich 
diese Spielstätten? 

2. Wie viele Spielautomaten verteilen sich im Bezirk in Spielhallen und Gaststätten und wie hat 
sich die Anzahl in den letzten Jahren entwickelt? 

3. Gibt es im Bezirk einzelne Unternehmen oder Betreiber, die mehrere Spielhallen betreiben? 
Wenn ja, wie viele Spielhallen betreiben diese jeweils insgesamt? 

4. Gibt es Spielhallen und Gaststätten, die nicht mit dem Glücksspielstaatsvertrag konform 
sind? Wenn ja, wie viele? 

5. Gibt es Spielhallen, die sich in einem gemeinsamen Gebäude oder Gebäudekomplex 
befinden und somit gegen das Verbot von Mehrfachkonzessionen verstoßen? Wenn ja, wie 
viele sind dies und was unternimmt die Verwaltung dagegen? 

6. Gibt es Spielhallen, die den Mindestabstand zu Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe 
nicht einhalten? Wenn ja, wie viele und was unternimmt die Verwaltung dagegen? 

7. Wie wird der Jugendschutz gewährleistet? 
8. Welche Maßnahmen der Verwaltung sind geplant, um einen 

glücksspielstaatsvertragskonformen Zustand bis zum Ablauf der Übergangsfrist 
herzustellen? 

9. Wie und wie häufig werden die Spielstätten überprüft und mit welchen Ergebnissen? 
10. Hat die Kommune die Möglichkeit zu prüfen, ob Spielstätten nur zum Zwecke der 

Geldwäsche geöffnet sind? Wenn ja, welche Möglichkeiten sind dies und wie werden diese 
umgesetzt? 

11. Liegen Erkenntnisse über illegale Glücksspiele vor? 

 
 

Barrierefreiheit im ÖPNV 17. März 2017 

Mit der Beratung zur DS 08-2230/1 hat der Ausschuss für Wirtschaft, Stadtentwicklung 

und Verkehr in der Sitzung am 21.04.2009 beschlossen, dass jährlich ein Sachstandsbericht 

zur Barrierefreiheit im ÖPNV vorgelegt werden soll. 

Die Verwaltung kam diesem Beschluss zuletzt mit der Mitteilungsvorlage 13-1312 im Jahr 

2013 und themenübergreifend mit dem Sozialbericht 2014 (DS 15-0535) im Jahr 2015 

nach. 

Wir bitten deshalb um Beantwortung folgender Fragen: 

1. Wie stellt sich die Situation hinsichtlich der Schaffung von Barrierefreiheit im ÖPNV 
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heute dar? Welche Maßnahmen wurden nach Erstellung des Sozialberichts realisiert? 

2. Wurden die im Sozialbereicht angeregten Begehungen durchgeführt? Wenn ja, wo? 

3. Gemäß Personenbeförderungsgesetz (PBefG) ist bis zum 01.01.2022 vollständige 

Barrierefreiheit im ÖPNV zu erreichen. Wie sieht der Arbeitsplan zur Erreichung dieses 

Ziels aus? 

Fraktion Grüne/DIE LINKE. 

Antwort der Verwaltung 

Das Stadtentwicklungsdezernat hat in Kooperation mit dem Referat für Gleichberechtigung 

und Chancengleichheit folgende Antwort auf die Anfrage gegeben: 

1. 

Bereits vor Erstellung des Sozialberichtes wurden kontinuierlich Maßnahmen zur 

Barrierefreiheit im ÖPNV umgesetzt. Seit 2013 wurden durch die DVG folgende 

Straßenbahnhaltestellen barrierefrei umgebaut: Brückenplatz (903), Lutherplatz (901). 

An allen Straßenbahnhaltestellen wurden die Dynamischen Fahrgastinformationsanzeigen 

mit einer Ansagefunktion ausgerüstet. 

Nach Erstellung des Sozialberichtes wurden in den Jahren 2015 und 2016 insgesamt 26 

Busse (15 Solo-, 11 Gelenkbusse) neu beschafft. Alle Busse bieten durch eine 2. 

Sondernutzungsfläche mehr Platz für mobilitätseingeschränkte Menschen und haben 

selbstverständlich eine Klapprampe. 

Diese positiv eingeleitete Entwicklung wurde und wird durch den vom Rat der Stadt 

Duisburg im September 2016 beschlossenen „Duisburger Aktionsplan Inklusion – Teil 1" 

(DS 16-0791) fortgesetzt. Bezugnehmend auf die Mobilität, ein Aspekt, der einen hohen 

Stellenwert einnimmt, wird insbesondere auf die Einbeziehung der Umsetzung der 

Barrierefreiheit im ÖPNV abgehoben. Daher wurde im „Duisburger Aktionsplan Inklusion 

– Teil 1" u.a. die Maßnahme 6 (Dritte Fortschreibung Nahverkehrsplan der Stadt Duisburg) 

aufgenommen. Zusätzlich wird insbesondere von OB-3 die konkrete Beteiligung von 

Menschen mit Beeinträchtigungen und Behinderung eingefordert. 

2. 

In jeder Phase des Inklusionsprozesses zur Umsetzung des „Duisburger Aktionsplan 

Inklusion" ist laut Vorgabe der UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK) der Grundsatz 

der Partizipation zu beachten (siehe Artikel 4 Allgemeine Verpflichtungen, Absatz 3 UN-

BRK: Gewährleistung des Aspektes der Partizipation). Dieser wird durch regelmäßige 

Gespräche und einem kontinuierlichen Austausch mit den Interessenvertretungen der 

Menschen mit Behinderung gewährleistet. Soweit möglich, werden die im Sozialbericht 

angeregten Begehungen durchgeführt, so zum Beispiel bei der Umgestaltung des 

Kantparkes oder bei der anstehenden Neuanschaffung von barrierefreien Straßenbahnen. 

3. 

Der Nahverkehrsplan (NVP) 2017 beschreibt dazu ein mögliches Vorgehen. Nach 

Beschluss des NVP soll ein Konzept, unter Beteiligung der Verbände, erstellt werden, dass 



Linksfraktion Duisburg Archiv 2014 - 2020 Anfragen BV 

 30  

alle erforderlichen Arbeitsschritte hin zur Barrierefreiheit inkl. Maßnahmen und 

Finanzierungsplan beinhaltet, damit die gesetzliche Vorgabe durch die Stadt Duisburg 

erfüllt wird. 

 
 

Situation in der Flüchtlingsunterkunft 

Obere Holtener Straße (Traglufthalle) 

27. Juni 2017 

Durch die Medien haben wir von den unhaltbaren Zuständen an der o. g. 

Flüchtlingsunterkunft während der vergangenen Hitzeperiode Kenntnis bekommen. Die 

Überhitzung soll lt. Medien auch durch einen technischen Defekt an der Belüftungsanlage 

entstanden sein. Diese Anlage ist neben der Kühlung auch für die Beheizung der 

Traglufthalle im Winter zuständig. 

Wir bitten die Verwaltung zur Sitzung der Bezirksvertretung Hamborn am 29.06. um einen 

Sachstandsbericht. 

Wir bitten insbesondere um die Beantwortung folgender Fragen: 

1. Was gedenkt die Verwaltung zu unternehmen, um künftig eine Überhitzung der Halle zu 

vermeiden? 

2. Hat die Verwaltung den Hersteller der Traglufthalle zu der angesprochenen Situation 

befragt? 

a. Wenn ja, welche Stellung hat er abgegeben und wie schätzt er die Maßnahmen der 

Außenkühlung durch die Feuerwehr ein? 

b. Wenn nein, warum nicht? 

3. Wieso konnte der Ersatz eines defekten Keilriemens nicht unverzüglich erfolgen, um 

somit das tagelange Aufheizen der Halle zu vermeiden? 

4. Welche Folgen hat der oben dargestellte Defekt im Winter? Fällt die Heizung aus und 

die Bewohner müssen frieren? 

 

Bauliche Situation und 

gesundheitsgefährdende Stoffe in 

Unterrichtsräumen der GS Globus am 

Dellplatz 

15. November 2017 
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Mit Schreiben vom 2.11.2017 hat  der Schulleiter der GS Globus am Dellplatz, Herr 

Schoppengerd, die Bezirksvertretung Mitte in Kenntnis gesetzt , dass die bauliche Situation 

an seiner Schule nicht länger tragbar ist und das bei Raumluftmessungen einiger 

Klassenräume am Hauptgebäude Gottfried-Könzgen-Straße erhebliche Mengen Schadstoffe 

in der Raumluft gemessen wurden, die eindeutig gesundheitsgefährdend sind. Das 

Gesundheitsamt empfiehlt die Schließung von zunächst sechs Unterrichtsräumen. 

Obwohl die baulichen Mängel (schlechte thermische Isolierung, mangelhafter  Zustand der 

Sporthalle, kein nutzbarer Musikraum, nicht ausreichende Mensa, unzureichender 

Freizeitbereich usw.)  seit Jahren bekannt sind, hat sich an der katastrophalen Situation 

trotz Zusagen von Vertretern des IMD und des Amtes für schulische Bildung nichts 

geändert. 

Wir bitten um die Beantwortung folgender Fragen: 

1. Bis wann werden die von der Schließung bedrohten Klassenräume saniert sein (siehe 

auch DS 17-1165 vom 2.11.2017 Bodenerneuerung - PAK Sanierung an der GHS 

Gneisenaustraße)? 

2. Welche Maßnahmen werden ergriffen, damit die diversen baulichen Mängel an der GS 

Globus beseitigt werden? 

3. Wann wird die im März 2017 in den Räumen des IMD vorgestellte Grobplanung für die 

Erweiterung  und Sanierung der GS Globus umgesetzt? 

4. Welche weiteren Schulen im Bezirk Mitte  haben die gleichen oder ähnlichen Probleme 

wie die GS Globus am Dellplatz? 

Gez. Michael Dubielczyk 

Gez. Ingrid Jost 

 
 

Gemeinsame Anfrage der Fraktion 

GRÜNE/Linke.: Armut im Stadtbezirk 

Meiderich/Beeck 

22. Januar 2018 

Laut Armutsbericht des Paritätischen Wohlfahrtsverbandes von 2017 liegt die Armutsquote 

im Raum Duisburg/Essen mittlerweile bei 19,6 Prozent. Wahrscheinlich markiert dies einen 

neuen Höchststand in Duisburg. In Deutschland hingegen liegt die Armutsquote bei 15,7 

Prozent, welches ebenfalls ein neuer Rekord im vereinten Deutschland ist. Umso trauriger 

ist es, dass die Armutsquote in Duisburg höher ist als der Durchsch 

nitt in Deutschland. Deswegen müsste es zu unseren größten Prioritäten gehören, die Armut 

in unserer Stadt zu bekämpfen. 

 

Daher bitten wir die Verwaltung der Stadt Duisburg folgende Fragen zu beantworten: 

 

1. Der Paritätische definiert Armut, wenn Personenweniger als 60 Prozent des mittleren 

Einkommens aller Haushalte besitzen. Für einen Singlehaushalt wird die Armutsschwelle 

auf 942 Euro beziffert. Welche Werte weist die kaufkraftbereinigte Armutsschwelle für die 

verschiedenen Haushaltsgrößen in Duisburg auf? 
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2. Wie haben sich die Armutsindikatoren auf Stadtteilebene im Stadtbezirk 

Meiderich/Beeck seit 2010 entwickelt: 

a. SGB II-Quote (Anteil der Leistungsberechtigten an allen unter 65-jährigen Ein-

wohner*innen mit Hauptwohnung in %), 

b. Anteil der Aufstocker*innen an der Zahl derjenigen, die Leistungen nach SGB II 

beziehen, 

c. Kinderarmut (SGB II-Quote der unter 15-Jährigen (Anteil der Leistungs-berechtigten an 

allen unter 15-jährigen Einwohner*innen mit Hauptwohnung in Prozenten)), 

d. Alleinerziehende, die Leistungen nach SGB II beziehen (Anteil Alleinerziehende 

Hilfebedürftige an allen Alleinerziehenden in %), 

e. Langzeitarbeitslosenquote, 

f. Jugendarbeitslosenquote, 

g. Altersarmut: SGB XII-Quote (Anteil der Leistungsberechtigten an allen über 65- 

jährigen Einwohner*innen mit Hauptwohnung in %)? 

 

3.Welche Maßnahmen und Projekte bietet die Stadt Duisburg zur Armutsbekämpfung in 

dem Bezirk Meiderich/Beeck an?  
 

 
 

Gemeinsame Anfrage der Fraktion 

GRÜNE/Linke.: Netzwerkpartnerschaft 

Nord und Integrationsarbeit Duisburg 

Nord 

31. März 2018 

Im  Januar  2016  wurde  öffentlich  die  Netzwerkpartnerschaft  Nord  präsentiert.  Weder  

die 

Politik   noch   die   Öffentlichkeit   wurden   über   weitere   Vorgehensweisen   des   Proje

ktes 

informiert.  Generell  gibt  es  auch  weiterhin  große  Herausforderungen  was  das  Thema 

 in Integration in Duisburger Norden betrifft. Daher bitten wir die Fachverwaltung folgende 

Fragen zu beantworten: 

 

1. Besteht die Netzwerkpartnerschaft Nord weiterhin? 

2.  Welche  Ziele  hat  die  Netzwerkpartnerschaft  Nord  erreicht?  Welche  betreffen  den  

Bezirk Meiderich/Beeck? Welche Ergebnisse können Sie für das Jahr 2016 und 2017 

nennen? 

3.  Wie  hoch  und  durch  welche  Mittel  wurde  die  Netzwerkpartnerschaft  Nord  finanzi

ert?  In welche Projekte flossen die Gelder? 

4.  Wann  hat  die  Fachverwaltung  vor,  über  die  Ergebnisse  der  Netzwerkpartnerschaft 

 Nord die Öffentlichkeit und die Politik zu informieren? 

5.  Gibt  es  für  den  Bezirk  Meiderich/Beeck  Analysen  und  Berichte,  welche  Herausfor
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derungen  im  Bezirk  Meiderich/Beeck  in  Bezug  auf  Integration  bestehen?  Wenn  ja,  

wo können diese eingesehen werden? 

6. Hat die Stadt Duisburg den direkten Kontakt zu den Migranten-Communitys vor Ort? (z. 

B. zu  den  neu  zugewanderten  Bulgaren 

und  Rumänen,  zur  Libanesischen  Community  und zu Flüchtlingen). 

7. Wie wird mit den Communitys kommuniziert? 

8. Welche Integrationsprojekte bietet die Stadt Duisburg für die zugewanderten Menschen 

in Meiderich/Beeck? 

 

Antwort der Verwaltung (Dezernat für Familie, Bildung und Kultur, Arbeit und 

Soziales, Kommunales Integrationszentrum (KI) und EG DU) 

Zu 1. 

Ja 

Zu 2. 

Die  Straftaten  im  Duisburger  Norden,  insbesondere  Marxloh, 

konnten  durch  die  hohe Polizeipräsenz, die „Null-Toleranz-Strategie“ sowie die 

verschiedenen präventiven Projekte vor  Ort merklich gesenkt  werden.  Dies  war  das 

wichtigste  Ziel.  Der  Bezirk  Meiderich/Beeck wird im Rahmen der 

Netzwerkpartnerschaft lediglich im Stadtteil Laar tangiert. Es gibt keine 

speziellen Ziele für den Stadtteil Laar. 

Zu 3. 

Es  gibt  keine  extra  Gelder  für  die  Netzwerkpartnerschaft  Nord.  Jede  Institution  nim

mt  ihre Projekte/Aufgaben  selbständig  finanziert  wahr.  Einige  Teilprojekte,  wie  z.B. 

„Klar Kommen“ und „Kurve Kriegen“ werden vom Land NRW finanziert. 

 

Zu 4. 

Bereits   mit   DS 16-0039/1   wurde   die   BV    Meiderich/Beeck   über   die   Arbeit   der 

Netzwerkpartnerschaft   informiert.   Eine   weitere   pol.   Vorlage   ist   bislang   noch   nic

ht vorgesehen. 

 

Zu 5. 

Nein. 

Zu 6. 

Die EG DU ist, ebenso wie in den anderen Stadtteilen, bemüht, die türkische Community 

an der  Stadtteilentwicklung  Laars  zu  beteiligen  und  sie 

–soweit  möglich – in  die  Laarer Gesellschaft einzubeziehen. 

Dies geschieht im Wesentlichen, 

- indem sie Veranstaltungen des einzigen Moscheevereins in Laar unterstützt, eine 

türkische Frauengruppe bei ihrer Arbeit begleitet, 

- 

die  (alle)  Vereine  über  die  Möglichkeiten  der  Unterstützung  durch  den  Verfügungsfo

nds informiert und Hilfe anbietet, 

- sich für den im Stadtteil ansässigen Taekwondo-Verein einsetzt, 
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- die Migrantinnen und Migranten über spezielle Beteiligungsverfahren (oftmals mit 

erhöhtem Akquiseaufwand) in die Projekte der Stadtteilentwicklung einbezieht, 

- 

einen  türkischen  Kioskinhaber  am  Laarer  Markt  über  die  Möglichkeiten  des  städtisch

en Fassadenprogramms informiert und ihm bei der Inanspruchnahme von Mitteln hilft, 

- Kontakt mit einem türkischen Bauunternehmer in Laar pflegt, 

- einen türkischen Pflegedienst unterstützt, 

- 

sich  immer  wieder  dafür  einsetzt,  die  Migrantinnen  und  Migranten  an  den  Runden  T

isch Laar zu holen, 

- die libanesische Community in das mit Erfolg absolvierte Schaufensterprojekt einbezieht, 

- im Stadtteilbüro türkische Schülerpraktikant/-innen beschäftigt. 

Für Laar muss allerdings festgehalten werden, dass es keine Migrantenorganisationen bzw. 

Migrantenselbstorganisationen  im  klassischen  Sinne  gibt.  Die  Aufgabe  des  Stadtteilbü

ros besteht (s. o.) mehr darin, auf kleinere Gruppierungen bzw. Einzelpersonen zuzugehen 

und sie in die Stadtteilentwicklung einzubeziehen oder anderweitig zu unterstützen. 

 

Zu 6. und 7. 

Die   ausschließlich   aus   kommunalen   Mitteln   finanzierten   und   stadtweit   agierende

n 

„Interkulturellen  Beraterinnen“  (IKB)   unterstützen   als   Brücke   zwischen  Elternhaus   

und 

Bildungseinrichtung  den  Dialog,  die  Bildungsberatung,  die  Mitwirkung  zugewanderter 

 Eltern 

und    letztlich    die    gesellschaftliche    Teilhabe.    Sie    verfügen    aufgrund    vielfältig

er 

Sprachfähigkeiten    und    kulturspezifischen    Wissens    über    eine    zielgruppengerecht

e Ansprache. 

Im  Stadtbezirk  Meiderich/Beeck  ist  die  Interkulturelle  Beratung  in  der  Elternarbeit  (I

KB)  mit sechs  Beraterinnen mit festen  Sprechstunden  und  Elterngruppen/-

gesprächskreisen  an  den folgenden Kindertageseinrichtungen und Schulen präsent: 

Städt. Kita Papiermühlenstraße,   

Städt. FZ im Verbund /Integrat. Kita Schulstraße,   

Städt. FZ Leibnizstraße, 

Städt. FZ im Verbund Dieselstraße, 

Städt. FZ Regenbergastraße,   

Lebenshilfe FZ im Verbund/KiTa "Tausendfüssler" Wiesbadener Straße, 

Städt. FZ Ewaldistraße 

GGS Bergstr., 

GGS Nombericher Str., 

GGS Otfried-Preußler-Str., 

GGS Hundertwasserstr., 

Theodor-König Gesamtschule. 

Vertreten   sind   die   Sprachen   türkisch,   kurdisch,   rumänisch,   arabisch   sowie   lingal

a, 

französisch,  englisch  und  portugiesisch.  Die  Sprechstunden  an  den  Schulen  haben  i.d.

R. einen  Umfang  von  2–

3  Stunden  pro  Woche,  in  den  KiTas  finden  die  Elterngruppen  in 14tägigem oder 

monatlichem Rhythmus mit einem Umfang von ca. 3 Std. statt. 

Darüber hinaus stehen IKB auch für alle weiteren Bildungseinrichtungen im Stadtbezirk 

nach Absprache für Elterngespräche und Einzelberatungen zur 

Verfügung,     auch     in     weiteren Sprachen. 
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Zu 6. und 8. 

Das bundesgeförderte EHAP-Programm Duisburger Projekt „Integration und 

Beratung“ (DU-PIB) hat drei Schwerpunktziele: 

 

1) 

Beratung  und  Unterstützung  von  neu  zugewanderten  Erwachsenen  aus  Bulgarie

n und Rumänien in diversen Bereichen zum Abbau von Integrationshemmnissen 

2) Beratung von Eltern und/oder Kindern aus Bulgarien und Rumäni 

en bis einschließlich unter 6 Jahren 

3) Beratung wohnungsloser oder von Wohnungslosigkeit bedrohter Personen 

Das     Kommunale     Integrationszentrum     fördert     den     allgemeinen     Austaus

ch     mit 

Migrantenselbstorganisationen,  konzipiert  Unterstützungsangebote  und  begleitet  b

ei  der 

Akquise,   Planung   und   Durchführung   von   Projekten.   So   bestehen   in   den   

benannten 

Stadtteilen u. a. enge Kontakte zu den Migrantenorganisationen „Libanesischer 

Integrations- und Kulturverein (LIKD)“ und „Bridge e.V.“ 

Der Verein „Bridge e.V.“ 

engagiert  sich  aktuell  schwerpunktmäßig  für  die  Integration  von 

Flüchtlingen  (insbesondere  aus  dem  arabischen  Raum)  und  führt  verschieden  M

aßnahmen durch. 

 

Zu 8. 

Aufgrund  positiver  Erfahrungswerte  und  ermutigender  Ergebnisse  der  landesgef

örderten ESF-Arbeitsmarktintegrationsprogramme  „Unser  Haus  Europa“  (2014-

2015)   und   dem Übergangsprojekt „Arbeit statt Armut und Ausgrenzung“ (2016) 

konnte eine Fortführung im Rahmen  des  Landesprogramms  „Starke  Quartiere– 

Starke  Menschen“  sicher  gestellt 

werden. Das Projekt „B.A.L.D. Bildung Arbeit Leben in Duisburg“ (2017-

2019)  hat  sich  den 

Aspekt  der  Armutsvorbeugung,  insbesondere  die  Verbesserung  der  Integrationsc

hancen  in den Arbeitsmarkt zum Ziel gesetzt. 

 

 

Gemeinsame Anfrage der Fraktion 

GRÜNE/Linke.: Netzwerkpartnerschaft 

Nord und Integrationsarbeit Duisburg 

Nord 

31. August 2018 

Die Schulsituation ist sowohl in der gesamten Bundesrepublik als auch in Nordrhein-

Westfalen sehr angespannt. Es fehlen tausende Lehrkräfte und über die Jahre hat sich ein 

milliardenschwerer Investitionsstau aufgebaut, der dafür sorgt, dass von einer zeitgemäßen, 

kinderfreundlichen Beschulung nicht mehr gesprochen werden kann. In Duisburg sieht die 

Situation nochmals schlechter aus. Nicht einmal die Hälfte der offenen Lehrerstellen 

können besetzt werden, die Schulen sind in einem miserablen Zustand und eigentlich 

schulpflichtige Kinder werden über nicht hinnehmbar lange Zeiträume nicht beschult. 

Gleichzeitig wird bekannt, dass immer mehr Kinder Leistungen nach dem Bildungs- und 
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Teilhabepaket beziehen. 

Vor diesem Hintergrund bitten wir die Verwaltung um Beantwortung der folgenden 

Fragen: 

1.    Wie viele Lehrerstellen sind im Bezirk Meiderich-Beeck unbesetzt (aufgeschlüsselt 

nach Schul-formen und Nennung der jeweiligen Schule)? 

2.    Wie viele Kinder können im Bezirk Meiderich-Beeck momentan nicht beschult 

werden? 

3.    Wie viele Kinder im Bezirk Meiderich-Beeck müssen in andere Stadtteile oder Bezirke 

pen-deln/transportiert werden, um dort beschult zu werden? 

4.    An welchen Schulen im Bezirk Meiderich-Beeck herrscht Raummangel 

(aufgeschlüsselt nach Schulformen und Nennung der jeweiligen Schule)? 

5.    An welchen Schulen im Bezirk Meiderich-Beeck müssen Fachräume o.ä. als 

Klassenräume dienen (aufgeschlüsselt nach Schulformen und Nennung der jeweiligen 

Schule)? 

6.    Wie viele Kinder im Bezirk Meiderich-Beeck können aufgrund des Raummangels 

nicht beschult werden bzw. müssen an andere Schulen verwiesen werden? 

7.    Wie viele SchülerInnen im Bezirk Meiderich-Beeck erhielten im vergangen Schuljahr 

Leistungen nach dem Bildungs- und Teilhabepaket? 

8.    Was gedenkt die Schulverwaltung gegen den vorherrschenden Lehrermangel zu 

unternehmen? 

9.    Was gedenkt die Schulverwaltung angesichts der zu erwartenden weiter steigenden 

Schülerzahlen zu unternehmen? 

 

Gez. Dr. Detlef Feldmann 

 

 

Gemeinsame Anfrage der Fraktion 

GRÜNE/Linke.: Netzwerkpartnerschaft 

Nord und Integrationsarbeit Duisburg 

Nord 

24. Januar 2019 

Im Duisburger Stadtgebiet und auch im Bezirk Hamborn ist die Stadt dabei, die 

Straßenbeleuchtung energieeffizient auf LED umzurüsten. 

Vor diesem Hintergrund bitten wir die Verwaltung um Beantwortung der folgenden 

Fragen: 

1.    Wie weit ist diese Umstellung inzwischen fortgeschritten? 

 

2.    Die Lichtabstrahlung  der neuen LED-Beleuchtung ist in der Regel gebündelter. Wird 

bei der Umrüstung auch darauf geachtet, dass Nebenanlagen wie vor allem Gehwege auch 

noch ausreichend beleuchtet sind? 

 

3.    Gibt es bereits Anwohnerbeschwerden über zu dunkle Gehwege und /oder Straßen? 

Wenn ja, zu welchen Straßen? Was gedenkt die Stadt dagegen zu unternehmen? 
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Gez. Herbert Fürmann 

Fraktionsvorsitzender 

Das  Amt  für  Stadtentwicklung  und  Projektmanagement  hat  nach  der  Sitzung  folgend

e Antwort übermittelt: 

1.Die LED Umrüstung im Duisburger Stadtgebiet findet aktuell überwiegend im Rahmen 

eines Projektes der Kommunalinvestitionsförderung (KIDU) statt. In Zuge dieses Projektes 

werden 12000 Leuchten auf LED-Technik umgestellt, dies entspricht ca. 23,5 Prozent aller 

Leuchten im Stadtgebiet.Unabhängig davon werden kontinuierlich einzelne 

Beleuchtungsanlagen im Zusammenhang mit Straßenbaumaßnahmen bzw. 

Anlagenerneuerungen als Einzelmaßnahmen auf LED-Technik umgestellt.Bezüglich des 

KIDU-Projektes sind mittlerweile ca. 50% der Leuchten in Betrieb, die Installation der 

restlichen Leuchten ist bis Ende 2019 vorgesehen. In Hamborn wird die Umstellung 

voraussichtlich ab dem 2. Quartal 2019 beginnen. 

2.Die neuen LED-Leuchten wurden auf Grundlage von technischen Richtlinien zur 

Straßenbeleuchtung ausgewählt. Eine angemessene Beleuchtung der Nebenanlagen wurde 

dabei berücksichtigt. 

3.Bezüglich der Umrüstung im Rahmen von KIDU liegen vereinzelte Bürgerbeschwerden 

vor. Allen Beschwerden wird im Einzelnen nachgegangen.Berechtigte Beschwerden 

betreffen üblicherweise spezielle Straßengeometrien mit weitläufigen Nebenanlagen sowie 

Straßen mit baubedingt ungünstiger Bestandsstruktur der Leuchtenträger. Beispielhaft sei 

hier der Kalkweg auf Höhe  Tilsiter Ufer genannt.An diesen Einzelfällen wird derzeit 

gearbeitet. Die teilweise außergewöhnlichen Beleuchtungssituationen bedürfen jeweils 

Sonderlösungen, welche abweichend von Standardsituationen individuell und 

Standortbezogen zu finden sind. 

Antwort des Amtes für Stadtentwicklung und Projektmanagement 

1. Die LED Umrüstung im Duisburger Stadtgebiet findet aktuell überwiegend im Rahmen 

eines Projektes der Kommunalinvestitionsförderung (KIDU) statt. In Zuge dieses Projektes 

werden 12000 Leuchten auf LED-Technik umgestellt, dies entspricht ca. 23,5 Prozent aller 

Leuchten im Stadtgebiet.Unabhängig davon werden kontinuierlich einzelne 

Beleuchtungsanlagen im Zusammenhang mit Straßenbaumaßnahmen bzw. 

Anlagenerneuerungen als Einzelmaßnahmen auf LED-Technik umgestellt.Bezüglich des 

KIDU-Projektes sind mittlerweile ca. 50% der Leuchten in Betrieb, die Installation der 

restlichen Leuchten ist bis Ende 2019 vorgesehen. In Hamborn wird die Umstellung 

voraussichtlich ab dem 2. Quartal 2019 beginnen. 

 

2. Die neuen LED-Leuchten wurden auf Grundlage von technischen Richtlinien zur 

Straßenbeleuchtung ausgewählt. Eine angemessene Beleuchtung der Nebenanlagen wurde 

dabei berücksichtigt. 

 

3. Bezüglich der Umrüstung im Rahmen von KIDU liegen vereinzelte Bürgerbeschwerden 

vor. Allen Beschwerden wird im Einzelnen nachgegangen.Berechtigte Beschwerden 

betreffen üblicherweise spezielle Straßengeometrien mit weitläufigen Nebenanlagen sowie 

Straßen mit baubedingt ungünstiger Bestandsstruktur der Leuchtenträger. Beispielhaft sei 
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hier der Kalkweg auf Höhe  Tilsiter Ufer genannt.An diesen Einzelfällen wird derzeit 

gearbeitet. Die teilweise außergewöhnlichen Beleuchtungssituationen bedürfen jeweils 

Sonderlösungen, welche abweichend von Standardsituationen individuell und 

Standortbezogen zu finden sind. 

 

Schulsituation und Lehrerversorgung 24. Januar 2019 

Im Jahr 2017 gab es stadtweit ca. 1.000 Geburten mehr als noch vor fünf Jahren. Dabei sind 

die Kinder der Zugewanderten und der Geflüchteten noch gar nicht mit erfasst. Schon jetzt 

können laut Mitteilungsvorlage der Verwaltung (DS 18-1072) 160 Kinder nicht beschult 

werden. 

Vor diesem Hintergrund bitten wir die Verwaltung um Beantwortung der folgenden 

Fragen: 

1.    Wie lange ist die durchschnittliche und die maximale Wartezeit auf einen Schulplatz? 

Was sind die Gründe dafür? 

2.    Mit welcher Strategie will die Verwaltung diese langen Wartezeiten auf einen 

Schulplatz abbauen bzw. künftig verhindern? 

3.    Mit welcher Strategie will die Schulverwaltung den steigenden Schülerzahlen in den 

kommenden Jahren im Bezirk begegnen? 

 

Gez. Herbert Fürmann 

Fraktionsvorsitzender 

 

Sachstand zu Spielhallen und Wettbüros 

nach dem neuen Glücksspielvertrag 

24. Januar 2019 

Wir bitten die Verwaltung um die Beantwortung folgender Fragen: 

1.    Wie viele Spielhallen sind inzwischen im Bezirk Hamborn (nach Stadtteilen) überprüft 

worden und mit welchen Konsequenzen? 

2.    Sind Spielhallen geschlossen worden? 

3.    Gibt es Klagen und wenn ja, wie viele? 

4.    Wie viele Wettbüros sind betroffen? 

5.    Gibt es für weiter existierende Betriebe Auflagen, die erfüllt werden müssen? 

6.    Sind im vergangenen Jahr neue Spielhallen oder Wettbüros im Bezirk Hamborn 

eröffnet worden und wenn ja: Wo und wie viele? 

Gez. Herbert Fürmann 

Fraktionsvorsitzender 

 

Außerplanmäßige Bücherei-Schließung 24. Januar 2019 

In letzter Zeit ist es wiederholt aus unterschiedlichen Gründen zur Schließung von Bezirks- 

und Stadtteilbüchereien gekommen. 

Vor diesem Hintergrund bitten wir die Verwaltung um Beantwortung der folgenden 

Fragen: 

1.    Waren von den Schließungen auch die Büchereien im Bezirk Hamborn betroffen? 
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Wenn ja: 

a.    Welche Bücherei musste an welchen Tagen aus welchen Gründen geschlossen bleiben? 

b.    Was plant die Stadt, damit diese Schließungen künftig verhindert werden können? 

 

Gez. Herbert Fürmann 

Fraktionsvorsitzender 

 
 

Fällung der alten Platanen an der 

Wittfelder Straße 

24. Januar 2019 

In einer Nacht- und Nebelaktion sind in der ersten Januarwoche die uralten mächtigen 

Platanen beidseitig der Wittfelder Straße gefällt worden. Anwohner und auch die 

Bezirkspolitik wurden davon überrascht. Uns ist nicht bekannt, dass es dazu eine Vorlage 

in der Bezirksvertretung gegeben hat. 

Wir bitten die Verwaltung um die Beantwortung der folgenden Fragen: 

1. Warum sind die Bäume gefällt worden? 

2. Wer hat die Fällungen veranlasst? 

3. Warum wurden Politik und Anwohner nicht vorher informiert? 

4. Ist damit zu rechnen, dass solche Baumfäll-Aktionen künftig häufiger oder gar 

immer ohne jegliche Absprache mit der Politik durchgeführt werden? 

5. Sind Ersatzpflanzungen geplant? Wenn ja: Wann und wo? 

Gez. Herbert Fürmann 

Fraktionsvorsitzender 

Antwort der Wirtschaftsbetriebe Duisburg AöR 

Zu 1) 

Die  Bäume  mussten  als  vorbereitende  Maßnahme  zur  Erneuerung  des  Kanals  in  der 

Wittfelder  Straße  gefällt  werden.  Da  der  Kanal  in  sechs  Meter  Tiefe  liegt  und  daher

  ein 

entsprechender  Bauraum  benötigt  wird,  war  der  Erhalt  der  Platanen  in  direkter  Nähe 

 nicht möglich. Es handelt sich um 27 Platanen. 

Zu 2) Die Fällungen wurden durch die Wirtschaftsbetriebe Duisburg -AöR veranlasst. 

Zu 3 und 4) Die Fällungen wurden im Beirat  der Unteren Landschaftsbehörde thematisiert 

und dort auch genehmigt.   Anschließend   ist   es 

leider   zu   einer   Kommunikationspanne   bezüglich   der Information an die 

Bezirksvertretung gekommen. Es ist selbstverständlich nicht beabsichtigt, den bislang 

bewährten Weg der Information aller Gremien und Beteiligten  zu verlassen. 

Zu 5) 

Es  sind  Ersatzpflanzungen  vorgesehen.  Diese  finden  nach  Abschluss  der  Baumaßnah

men statt und sind ebenfalls im Beirat besprochen worden. Herr  Fürmann-Die  Linke-

sagte,  es  sei  nicht  mitgeteilt  worden,  wo  die  Ersatzplanzungen vorgesehen sind. Er bat 

diesbezüglich um Ergänzung der Antwort zur Niederschrift. 

Ferner  berief  er  sich  auf  die  Bezirkssatzung,  wonach  die  Bezirksvertretung  über  das  
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Fällen von Bäumen entscheide. Herr  Baumgarten-Bezirksmanager-

zitierte  §  3  Absatz  2  Ziffer  2.1  der  Bezirkssatzung: „Fällungen von Bäumen auf 

städtischen Grundstücken, die unter die Baumschutzsatzung 

fallen.   Er   unterstrich,   dass   es   keine   Baumschutzsatzung   mehr   gebe   und   somit   

das 

Beschlussrecht  für  Baumfällungen  entfalle.  Die  Information  der  Bezirksvertretung  übe

r anstehende Baumfällungen werde aber weiterhin erfolgen. 

 

Umstellung der Straßenbeleuchtung 24. Januar 2019 

Im Duisburger Stadtgebiet und auch im Bezirk Hamborn ist die Stadt dabei, die 

Straßenbeleuchtung energieeffizient auf LED umzurüsten. 

Vor diesem Hintergrund bitten wir die Verwaltung um Beantwortung der folgenden 

Fragen: 

1. Wie weit ist diese Umstellung inzwischen fortgeschritten? 

2. Die Lichtabstrahlung  der neuen LED-Beleuchtung ist in der Regel gebündelter. 

Wird bei der Umrüstung auch darauf geachtet, dass Nebenanlagen wie vor allem 

Gehwege auch noch ausreichend beleuchtet sind? 

3. Gibt es bereits Anwohnerbeschwerden über zu dunkle Gehwege und /oder Straßen? 

Wenn ja, zu welchen Straßen? Was gedenkt die Stadt dagegen zu unternehmen? 

Gez. Herbert Fürmann 

Fraktionsvorsitzender 

Antwort des Amtes für Stadtentwicklung und Projektmanagement 

1. Die LED Umrüstung im Duisburger Stadtgebiet findet aktuell überwiegend im Rahmen 

eines Projektes der Kommunalinvestitionsförderung (KIDU) statt. In Zuge dieses Projektes 

werden 12000 Leuchten auf LED-Technik umgestellt, dies entspricht ca. 23,5 Prozent aller 

Leuchten im Stadtgebiet.Unabhängig davon werden kontinuierlich einzelne 

Beleuchtungsanlagen im Zusammenhang mit Straßenbaumaßnahmen bzw. 

Anlagenerneuerungen als Einzelmaßnahmen auf LED-Technik umgestellt.Bezüglich des 

KIDU-Projektes sind mittlerweile ca. 50% der Leuchten in Betrieb, die Installation der 

restlichen Leuchten ist bis Ende 2019 vorgesehen. In Hamborn wird die Umstellung 

voraussichtlich ab dem 2. Quartal 2019 beginnen. 

2. Die neuen LED-Leuchten wurden auf Grundlage von technischen Richtlinien zur 

Straßenbeleuchtung ausgewählt. Eine angemessene Beleuchtung der Nebenanlagen wurde 

dabei berücksichtigt. 

3. Bezüglich der Umrüstung im Rahmen von KIDU liegen vereinzelte Bürgerbeschwerden 

vor. Allen Beschwerden wird im Einzelnen nachgegangen.Berechtigte Beschwerden 

betreffen üblicherweise spezielle Straßengeometrien mit weitläufigen Nebenanlagen sowie 

Straßen mit baubedingt ungünstiger Bestandsstruktur der Leuchtenträger. Beispielhaft sei 

hier der Kalkweg auf Höhe Tilsiter Ufer genannt.An diesen Einzelfällen wird derzeit 

gearbeitet. Die teilweise außergewöhnlichen Beleuchtungssituationen bedürfen jeweils 

Sonderlösungen, welche abweichend von Standardsituationen individuell und 

Standortbezogen zu finden sind. 
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Sachstand nach dem Brand an der 

Niederrhein-Therme 

19. Juni 2019 

Aus aktuellem Anlass bitten wir die Verwaltung um einen Sachstandsbericht und um 

Beantwortung der folgenden Fragen: 

1. Wie hoch ist nach ersten Erkenntnissen bzw. Schätzungen der Schaden am schon 

zuvor sanierungsbedürftigen Gradierwerk? 

2. Gibt es weitere Schäden an der Therme durch den Brand? Wenn ja: welche? 

3. Welche Auswirkungen hat der Brand auf die geplante Sanierung des Gradierwerks? 

Beantwortung der Anfrage: 

Antwort des Dezernates für Finanzen, Beteiligungen und Digitalisierung 

Zu 1.) Aktuell wird eine erste Kostenschätzung für das zerstörte Holzkonstrukt durch einen 

Architekten erarbeitet. Über die genaue Höhe lassen sich zum heutigen Stand keine 

Aussagen treffen. Sobald nähere Erkenntnisse vorliegen, wird die Verwaltung darüber in 

geeigneter Weise informieren. 

Zu 2.) Die komplette Kelo-Sauna samt Inventar ist zerstört, im Außenbereich 

(Saunagarten) gab es Schäden an Bänken, Lampen, Bepflanzungen, etc. Darüber hinaus 

wurde die Eingangstür der Therme durch die Feuerwehr aufgebrochen. Der Übergriff des 

Feuers auf die Therme konnte verhindert werden; es gab im Gebäude keinen Rauchgeruch 

und keine Beeinträchtigungen durch den Brand. 

Grundsätzlich besteht eine Ersatzpflicht durch die Versicherungen. 

Zu 3.) In allen Bauantragsplänen müssen die abgebrannten Hölzer als neue Bauteile 

gekennzeichnet werden. Während die Entsorgung und der Abbruch des Reisigs im rechten 

Drittel wegfallen ist im Gegenzug ein Ersatz für die Holzkonstruktion herzustellen. 

Das Projekt kann nahtlos verfolgt werden. 

 

Schulraumsituation an den Grund- und 

weiterführenden Schulen im Bezirk 

Hamborn 

03. September 2019 

Das neue Schuljahr hat inzwischen begonnen. Erneut mit weiter steigenden Schülerzahlen. 

Aus diesem Grund möchten wir nach der räumlichen Situation an den einzelnen Schulen im 

Stadtbezirk fragen: 

1. Wie ist die räumliche Situation an den einzelnen Schulen? 

2. Wie ist der Sachstand bei der Aufstellung der bereits beschlossenen Schulcontainern 

an den einzelnen Standorten? 

Hier besonders an der Herbert Grillo Gesamtschule? 

3. An welchen Schulen mussten Fachräume oder allgemeine Räume, etwa für den 

Nachmittagsbereich oder das Mittagessen, umgenutzt werden? 

4. Wie viele Grundschüler müssen aktuell mit Bussen an Schulen in andere 

Grundschulbezirke gebracht werden?                                                       Wie viele 

davon müssen außerhalb des Stadtbezirks Hamborn gebracht werden? 
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Gez. Herbert Fürmann 

Fraktionsvorsitzender 

Das Amt für Schulische Bildung gibt folgende Antwort: 

Zu Frage 1: 

 

An der GGS am Röttgersbach und der Herbert-Grillo-Gesamtschule werden die Defizite durch 
mobile Klassen abgedeckt. Grundsätzlich ist jedoch zu beachten, dass evtl. vorhandene 
Raumkapazitäten für die Nutzung als Differenzierungsräume und auch für die teils fünfjährige 
Verweildauer nicht weniger Kinder insbesondere an den Marxloher Schulen genutzt werden. 

Zu Frage 2: 

Einrichtung von mobilen Klasseneinheiten ab Betriebsbeginn 2018/2019 
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Mit der Aufstellung der mobilen Klassen an den Standorten Henriettenstraße und GWL-
Gesamtschule wird noch in diesem Jahr gerechnet. 

Zu Frage 3: 

Von den Grundschulen und Gymnasien sind bisher keine nennenswerten Fremdnutzungen 

von Fach-oder Betreuungsräumen bekannt. Teils werden Klassenräume an Grundschulen für 
die Betreuung oder für Differenzierung mitgenutzt (s.a. Frage 2). An denGesamt-und 
Sekundarschulen stellt sich die Situation wie folgt dar: 

• GE Gottfried-Wilhelm Leibniz: 

 

• GE Herbert-Grillo: 
o Die Übermittagsbetreuung sowie das Frühstücksangebot finden in einem 

Durchgang statt (kein Fluchtweg). 
o Insgesamt sind zu wenigeDifferenzierungsräume bezogen auf die Zügigkeit 

vorhanden. Konkret bedeutet dies: Es gibt nur 2 Differenzierungsräume, die 

jedoch als Klassenräume genutzt werden müssen. 

• GE Emschertal: 
o Aktuell müssen Fachräume nicht für eine allgemeine Nutzung     herhalten. Für 

die „erweiterte Ganztagsbetreuung“ ist jedoch eine Umnutzung von 

allgemeinen Klassenräumen erforderlich. 

• SK Justus-von-Liebig: 
o Am Hauptstandort an der Kalthoffstrasse werden schon seit langem 2 Räume 

als "Speiseräume" für das Mittagessen genutzt. 
o Reine Fachräume werden aktuell nicht umgenutzt. 
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Zu Frage 4: 

Folgende Linien fahren die genannte Zahl der SuS von Schule zu Schule bzw. aus einem 

Stadtteil zu einer bestimmten Schule oder von Stadtteil zu Stadtteil (mehrere Grundschulen im 
Stadtteil werden angefahren): 

 

 

Altlasten im Bereich des Waldes am Rhein-

Herne-Kanal/Koopmannstraße 

22. Oktober 2019 

Im Entwurf des Flächennutzungsplanes der Stadt Duisburg ist für das o.g. Waldstück die 

Nutzung als Wohnbereich („Wohnen am Wasser“) vorgesehen. Gleichzeitig ist dieses 

Gebiet als Altlastenverdachtsfläche ausgewiesen. 

Vor diesem Hintergrund bitten wir die Verwaltung um eine detaillierte Darstellung aller 

vorhandenen Erkenntnisse über Art und Umfang der Kontamination. 

 

Illegales Bauvorhaben am Grünen Pfad in 

Neumühl 

08. Januar 2020 

Am Grünen Pfad in Duisburg–Neumühl ist es zu massiven Rodungsarbeiten gekommen. 

Wie den Medien zu entnehmen war, ist hier ein nicht genehmigtes Bauvorhaben durch die 

Stadt gestoppt worden. 

Wir bitten um eine genauere Aufklärung bzgl. des Tatbestands der illegalen Baumfällungen 

und des gestoppten Bauvorhabens durch die Verwaltung in der Sitzung der BV Hamborn 

am 16. Januar. 

Insbesondere bitten wir um Beantwortung folgender Fragen: 

1. Was sollte hier gebaut werden? 

2. Gegen welche gesetzlichen Vorgaben wurde ggfls. verstoßen? 

3. Wie geht es mit einer möglichen Genehmigung weiter? 

4. Was geschieht mit der gerodeten Fläche, wenn es keine Baugenehmigung gibt? 

5. Hätte die Rodung durch eine bestehende Baumschutzordnung verhindert werden 

können? 

6. Handelte es sich hier um Kompensationsflächen? 

7. Was sagt die untere Naturschutzbehörde zu den Vorgängen? 

8. Was sagt das Regionale Forstamt Gelsenkirchen dazu? 

Stellungnahme des Umweltamtes: 

1. Hierzu hat 31-22 keine genauen Angaben, gerüchteweise wurde bekannt, dass der 

Verursacher auf dem in Rede stehenden Grundstück eine Zufahrtstraße für sein Grundstück 
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errichten wollte. 

2. Zunächst einmal gegen geltendes Baurecht, da hier keine Genehmigung vorlag. Des 

Weiteren gegen das Forstrecht, da die Beseitigung des Waldbestandes und die 

anderweitigeNutzung des Grundstückes nicht durch eine genehmigte Waldumwandlung 

seitens der zuständigen Forstbehörde rechtlich abgedeckt sind. 

3. Eine baurechtliche Genehmigung erscheint ausgeschlossen, da die Bauordnung diese 

Fläche als „baulichen Außenbereich“ definiert. In Bezug auf das Forstrecht ist ebenfalls 

eine Zulässigkeit nicht erkennbar, da die zuständige Forstbehörde die Fläche als Wald i.S. 

des Gesetzes ansieht und einem Waldumwandlungsantrag wohl nicht zustimmen würde. 

4. Sie ist gem.§ 44 Landesforstgesetz NRW innerhalb von 2 Jahren der Wiederbewaldung 

zuzuführen, entweder durch natürliche Sukzession oder durch Aufforstung. 

5. Nein, da es sich hier um eine Waldfläche i.S. des Gesetzes handelt und daher die 

Regelungen des Landesforstgesetz NRW gelten 

6. Nein. 

7. Die Rodung der Fläche verstößt nicht gegen geltendes Naturschutzrecht, da die Fällung 

im Winterhalbjahr stattgefunden hat, ist beispielsweise der Artenschutz im Wesentlichen 

nicht betroffen. Da die Fläche zwar nicht im Geltungsbereich des Landschaftsplanes liegt, 

jedoch im baulichen Außenbereich, könnte die Rodung der Fläche einen Eingriff in Natur 

und Landschaft darstellen. Da jedoch nach Landesforstgesetz NRW eine 

Wiederaufforstungsverpflichtungbesteht, kommt die Eingriffsregelung nicht zur Geltung. 

8. Das Regionalforstamt Ruhrgebiet in Gelsenkirchen als Teil der zuständigen unteren 

Forstbehörde sieht die Fläche als Wald i.S. des Gesetzes an. Das bedeutet, dass der 

Verursacher/Eigentümer der Waldfläche die Verpflichtung hat, innerhalb von 2 Jahren eine 

Wiederbewaldung zu erzielen. Dies kann entweder durch natürliche Sukzession oder durch 

Aufforstung erfolgen. Sollte die Fläche nicht wiederbewaldet werden, drohen rechtliche 

Konsequenzen seitens der Forstbehörde. 

Stellungnahme des Dezernates für Wirtschaft und Strukturentwicklung: 

Der Eigentümer hat mit Datum vom 22.01.2020 (Eingang in der Bauordnung am 

11.02.2020) eine Bauvoranfrage gestellt. Die Unterlagen sind unvollständig, so dass der 

Eigentümer bzw. der bevollmächtige Architekt ergänzende Unterlagen liefern muss. 

Ob diese Bauvoranfrage positiv entschieden werden kann, steht derzeit noch nicht 

fest.Sollte dies aber der Fall sein, müsste anschließend ein Bauantrag gestellt werden. 

Wie lange die Prüfung insgesamt dauert ist nicht abzuschätzen, da der Antragsteller seiner 

Mitwirkungspflicht nachkommen muss.Mit einem spontanen Baubeginn ist daher nicht zu 

rechnen. 

Zu Frage 4 ist der Eigentümer zu befragen. Hierzu kann die Bauordnung keine Auskunft 

geben. 

 

Aufstellung einer Sitzgelegenheit in Alt-

Rahm (ÖPNV-Haltestelle Rahmer 

14. Januar 2020 
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Kirche/AM Rahmer Bach) 

Die Bürger in Alt-Rahm wünschen sich in der Nähe  der o.g. Bushaltestelle eine 

Sitzgelegenheit. 

Leider kann laut Auskunft der DVG an der Stelle keine überdachte, 

offizielle  Standardsitzgelegenheit der Firma Stroer angeboten werden. 

Wenn die Möglichkeit besteht eine Sitzbank aufzustellen, würde versucht werden dieses 

Projekt über Spendensammlungen zu realisieren. 

Vor diesem Hintergrund bitten wir um Beantwortung folgender Frage: 

Ist das Aufstellen einer Sitzgelegenheit unmittelbar an der Haltestelle Rahmer Kirche/Am 

Rahmer Bach möglich? 

Gez. Norbert Broda 

 

Aktueller Stand zur Bebauung 

"Rahmerbuschfeld" 

02. März 2020 

Die Bürger in Rahm wünschen sich eine Auskunft zum o.g. Projekt und wir bitten um 

Beantwortung folgender Fragen: 

1. Wann wird das Protokoll über die „Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit“ vom 

9. Mai 2019 erstellt und der Öffentlichkeit zugänglich gemacht? 

2. Ist mit dem Gutachten über die FFH-Verträglichkeitsstudie im 1. Quartal oder 1. 

Halbjahr 2020 zu rechnen? 

3. Werden die im Rahmen der Bürgerversammlung am 11. November 2019 seitens des 

SPD-OV Großenbaum/Rahm vorgestellten Änderungen in den vorgelegten B-Plan 

vom 9. Mai 2019 aufgenommen (u.a. Mehrfamilienhäuser und Grünstreifen zur 

bestehenden Bebauung)? 

4. Liegt mittlerweile ein Verkehrsgutachten vor, wie die Anbindung des 

Nahversorgungszentrum und Baugebietes erfolgen kann (u.a. Ausbau der 

Angermunder Str. einschließlich Radwegen vom Ortseingang/Angermund ; 

gefährliche Verkehrssituation in der Kurve)? 

5. Wird der Edeka-Markt in Alt-Rahm im 2. Halbjahr geschlossen? 

Gez. Norbert Broda 

1. Wann wird das Protokoll über die „Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit“ vom 9. 

Mai 2019 erstellt und der Öffentlichkeit zugänglich gemacht? 

Das Protokoll über die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit vom 09. Mai 2019 hat 

sich aufgrund der Bearbeitung großer städtebaulicher Projekte verzögert. Die Niederschrift 

wurde Anfang Mai 2020 an die Bezirksverwaltung Süd übermittelt und ist im 

Ratsinformationssystem veröffentlicht, sodass sie für Jedermann einsehbar ist. 

2. Ist mit dem Gutachten über die FFH-Verträglichkeitsstudie im 1. Quartal oder 1. 

Halbjahr 2020 zu rechnen? 

Das Gutachten zur FFH-Verträglichkeit für den Bebauungsplan „Rahmerbuschfeld“ wird 

derzeit in Abstimmung mit den Fachbehörden erstellt. Der Zeitpunkt der Fertigstellung 
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lässt sich derzeit nicht prognostizieren. Im Rahmen der förmlichen Beteiligung gem. § 3 

Abs. 2 BauGB werden alle Gutachten der Öffentlichkeit zugänglich und einsehbar 

gemacht, auch das Gutachten über die FFH-Verträglichkeit. Angesichts des Ziels die 

einzelnen Belange bestmöglich in der Planung zu berücksichtigen, ist ein konkreter 

Zeitpunkt hierfür derzeit nicht belastbar abzuschätzen. 

3. Werden die im Rahmen der Bürgerversammlung am 11. November 2019 seitens des 

SPD-OV Großenbaum/Rahm vorgestellten Änderungen in den vorgelegten B-Plan vom 9. 

Mai 2019 aufgenommen (u.a. Mehrfamilienhäuser und Grünstreifen zur bestehenden 

Bebauung)? 

Die Anregungen des SPD-OV Großenbaum/Rahm für den Bebauungsplan 

„Rahmerbuschfeld“ wurden wie die übrigen eingegangenen Anregungen geprüft und 

soweit möglich in das städtebauliche Konzept integriert. Viele der genannten Punkte finden 

bereits in dem städtebaulichen Konzept Berücksichtigung bzw. werden entsprechend der 

gutachterlichen Ergebnisse in den Entwurf eingearbeitet (u.a. bzgl. der Prüfung der 

Umweltverträglichkeit, der Anforderungen zum Schutz des FFH-Gebiets sowie der 

verkehrlichen Belange, einer Dachbegrünung, Mehrfamilienhäusern im Eingangsbereich 

des Quartiers, Erhalt von Baumbeständen oder einer Verkaufsflächenbeschränkung für den 

Nahversorger auf 1.300m²). 

4. Liegt mittlerweile ein Verkehrsgutachten vor, wie die Anbindung des 

Nahversorgungszentrum und Baugebietes erfolgen kann (u.a. Ausbau der Angermunder Str. 

einschließlich Radwegen vom Ortseingang/Angermund; gefährliche Verkehrssituation in 

der Kurve)? 

Das Verkehrsgutachten befindet sich derzeit ebenfalls, in Abstimmung mit den 

Fachbehörden, in der Erarbeitung. Auch dieses Gutachten wird der Öffentlichkeit im 

Rahmen der Offenlage gem. § 3 Abs. 2 BauGB selbstverständlich zugänglich gemacht. 

5. Wird der Edeka-Markt in Alt-Rahm im 2. Halbjahr geschlossen? 

Zu einer etwaigen Schließung des Edeka-Marktes in Alt-Rahm kann von Seiten der 

Verwaltung keine verlässliche Aussage getroffen werden. 

 

Fußverkehrscheck in Marxloh 28. Mai 2020 

Die Ergebnisse des Fußverkehrschecks in Marxloh 2019 wurden nun veröffentlicht. 

 

 

Vor diesem Hintergrund bitten wir um schriftliche Beantwortung folgender Fragen: 

 

1. Welche der im Abschlussbericht vorgeschlagen Verbesserungen für den Fußverkehr 

in Marxloh plant die Verwaltung in nächster Zeit umzusetzen? 

2. Welche der Maßnahmen wird längerfristig umgesetzt? 

3. Wie sieht der zeitliche Rahmen für die Umsetzung der einzelnen Maßnahmen aus? 

4. Gibt es vorgeschlagene Maßnahmen aus dem Check, die nicht weiterverfolgt 

werden sollen? 
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5. Gibt es weitere Vorschläge der Verwaltung zur Verbesserung des Fußverkehrs? 

6. Wie sollen die einzelnen Maßnahmen finanziert werden? 

 

 

Gez. Herbert Fürmann 

Fraktionsvorsitzender 

 

Das Dezernat für Stadtentwicklung und Umwelt übermittelte nach der Sitzung folgende 

Antwort: 

1. Welche der im Abschlussbericht vorgeschlagen Verbesserungen für den Fußverkehr in 

Marxloh plant die Verwaltung in nächster Zeit umzusetzen? 

Grundsätzlich ist es beabsichtigt alle Verbesserungen für den Fußverkehr umzusetzen. Bei 

der Vielzahl und Vielfalt der Maßnahmen wird zunächst geprüft, welche Konsequenzen 

diese Maßnahmen (z. B. finanzielle Auswirkungen auf andere Verkehrsteilnehmer/innen) 

haben. Daraufhin findet eine Abwägung statt. Darüber hinaus muss geprüft werden, welche 

Maßnahmen sich in das 50 Mio Projekt integrieren lassen. In nächster Zeit ist es 

beabsichtigt, eine Vorgehensweise zu entwickeln und umzusetzen, um zunächst 

unzureichende Gehwege möglichst freizuhalten und eine dahingehende Sensibilisierung zu 

schaffen. 

2. Welche der Maßnahmen wird längerfristig umgesetzt? 

Geplant ist es, langfristig Verbesserungen der Barrierefreiheit zu erzielen, die 

‚Fußgängerzonen‘, die Weseler Str. sowie den August-Bebel-Platz aufzuwerten, das Parken 

verträglicher abzuwickeln, die Aufenthaltsqualität langfristig zu steigern, die 

Schulumfelder sicherer zu gestalten, Querungen zu optimieren und die Konflikte mit 

anderen Verkehrsteilnehmer/innen zu minimieren. 

3. Wie sieht der zeitliche Rahmen für die Umsetzung der einzelnen Maßnahmen aus? 

Der zeitliche Umsetzungshorizont in Verbindung mit dem jeweiligen Aufwand für die 

einzelnen Maßnahmen findet sich im Abschlussbericht des Fußverkehrs-Checks wieder. Zu 

beachten ist, dass es bei der Vielzahl und Vielfalt der Maßnahmen eine Abstimmung mit 

verschiedenen Fachbereichen und Interessensgruppen geben muss. Zusätzlich wird geprüft, 

welche der Maßnahmen sich in das 50 Mio Projekt integrieren lassen. 

4. Gibt es vorgeschlagene Maßnahmen aus dem Check, die nicht weiterverfolgt werden 

sollen? 

Dies ist bislang nicht der Fall. 

5. Gibt es weitere Vorschläge der Verwaltung zur Verbesserung des Fußverkehrs? 

Der Fußverkehrs-Check ist der Einstieg in die Förderung des Fußverkehrs. Die 

Erkenntnisse sollen nicht nur auf Marxloh, sondern auch auf andere Stadtteile wirken. 

Darüber hinaus wird vorgeschlagen gewisse Standards bei der Neuplanung von Straßen –
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ähnlich wie beim Radverkehr –zu entwickeln. Daraus können sich dann weitereichende 

Maßnahmen entwickeln. Des Weiteren soll weiter für die Belange des Fußverkehrs 

sensibilisiert werden. Dazu wird u. a. mit anderen Fachbereichen Rücksprache gehalten. 

Darüber hinaus ist es geplant, den Fußverkehrs-Check im Ausschuss für Wirtschaft, 

Stadtentwicklung und Verkehr vorzustellen, um somit auch die Politik für die Belange des 

Fußverkehrs zu sensibilisieren 

6. Wie sollen die einzelnen Maßnahmen finanziert werden? 

Da die Prüfung der Maßnahmen zur Integration in das 50 Mio Projekt nicht abgeschlossen 

ist, kann noch nicht gesagt werden, welche Maßnahme durch welche Mittel finanziert 

werden soll. Dazu muss angemerkt werden, dass jede Einzelmaßnahme von der 

Zustimmung des Fördergebers abhängig ist und Bewilligungen nur erteilt werden, wenn 

eine Einzelmaßnahme mit den Zielen des ISEK übereinstimmt.NebenFördermitteln können 

vereinzelte Maßnahmen sukzessive aus dem Haushalt finanziert werden. 

 

Aktuelle Sachstände 26. Juni 2020 

Corona-bedingt hat seit März keine Sitzung in der BV Duisburg-Süd stattgefunden. Daher 

hat sich für die Fraktionen und Bürger*innen ein Informationsstau bezüglich verschiedener 

Themen aufgebaut. Informationen seitens der Verwaltung bekamen die 

Mandatsträger*innen bzw. Bürger*innen wenn überhaupt durch die Presse. 

Vor diesem Hintergrund bitten wir die Verwaltung um Beantwortung folgender Fragen: 

1. Wie ist der aktuelle Sachstand beim XXL-Bad? 

2. Wie ist der aktuelle Sachstand bei den geplanten Nachbesserungen des ÖPNV-

Nahverkehrsplans? 

3. Wie ist der aktuelle Sachstand bei der Sanierung des Hauses Böckum? 

4. Wie ist der aktuelle Sachstand bei dem Bauvorhaben Rahm-West (Am Böllert)? 

5. Wie ist der aktuelle Sachstand bei dem Bauvorhaben Serm (Breitenkamp/Am 

Kollert)? 

6. Wie ist der aktuelle Sachstand beim Rahmer Bach in Bezug auf Pflege, 

Wasserführung und der Machbarkeitsstudie? 

7. Wie ist der aktuelle Sachstand bei der Turnhalle für Rahm (damit eine Nutzung 

durch die Grundschule und des TS Rahm möglich wird)? 

8. Wie ist der aktuelle Sachstand beim Bauvorhaben Rahmerbuschfeld? 

9. Wie ist der aktuelle Sachstand bei der Südtangente? 

 

Gez. Norbert Broda 

 

 

ÖPNV 26. Juni 2020 

Durch den neuen Nahverkehrsplan kam es zu erheblichen Verschlechterungen des ÖPNV 

im Duisburger Süden und zu massiven Protesten. Trotz einiger angekündigter 

Verbesserungsmaßnahmen bleiben viele Fragen offen. 
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Vor diesem Hintergrund bitten wir um Beantwortung folgender Fragen: 

1. Wann kann mit dem Anschluss des Stadtteils „Rahm-West" an das ÖPNV-Netz 

gerechnet werden (Kosten max. 100.000 € bis 200.000 €)? 

2. Wann wird Ungelsheim wieder direkt an Hüttenheim (Mündelheimer Str.) 

angebunden (Die Kosten sind minimal)? 

3. Wann wird die alte Linienführung in Großenbaum (Großenbaumer Allee) 

umgesetzt? 

4. Wieviel Streckenkilometer wurden durch die Umstellung des neuen ÖPNV-

Netzplanes im Duisburger Süden eingespart? 

5. Warum wird keine Ringlinie zu den zentralen Plätzen eingeführt? 

 

Gez. Norbert Broda 

 

Mittel zur Pflege des Ortsbildes 26. Juni 2020 

Bezüglich der Mittel zur Pflege des Ortsbildes gibt es einige offene Fragestellungen, 

weshalb wir um Beantwortung der folgenden Fragen bitten: 

1. Warum werden die Mittel nicht in allen Bezirken in Duisburg nach einem gleichen 

Schlüssel (z.B. Einwohner) verteilt? 

2. Warum gibt es keine einheitliche Richtlinie nach welchen Kriterien die Anträge zu 

bearbeiten sind? 

3. Kann in 2020 mit einer Ausschüttung gerechnet werden? 

 

Gez. Norbert Broda 

 


